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 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung von Vorschriften auf dem Gebiet des
 ökologischen Landbaus an die Verordnung (EG) Nr.  834/2007 des Rates vom
 28.  Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeich-
 nung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der
 Verordnung (EWG) Nr.  2092/91

 A.  Problem und Ziel

 Die  Europäische  Union  hat  weitreichende  Änderungen  an  den  gemeinschaft-
 lichen  Rahmenvorschriften  auf  dem  Gebiet  des  ökologischen  Landbaus  vorge-
 nommen.  Dazu  hat  der  Rat  am  28.  Juni  2007  die  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 über  die  ökologische/biologische  Produktion  und  die  Kennzeichnung  von  öko-
 logischen/biologischen  Erzeugnissen  und  zur  Aufhebung  der  Verordnung
 (EWG)  Nr.  2092/91  (ABl.  EU  Nr.  L  189  S.  1)  (EG-Öko-Basisverordnung)  be-
 schlossen, die ab dem 1.  Januar 2009 gilt.

 Mit  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  wird  u.  a.  das  in  der  Europäischen  Uni-
 on  bestehende  Öko-Kontrollsystem  neu  strukturiert,  und  es  werden  zahlreiche
 Änderungen  bei  den  Bestimmungen  über  die  Kennzeichnung  der  Öko-Produkte
 vorgenommen.  Darüber  hinaus  muss  einem  Urteil  des  Europäischen  Gerichts-
 hofs  zufolge  das  Niederlassungserfordernis  für  Kontrollstellen  aus  dem
 EU-Ausland  im  Öko-Landbaugesetz  gestrichen  werden.  Um  den  Status  quo  der
 Kontrollen  in  Einrichtungen  der  Außer-Haus-Verpflegung  aufrechtzuerhalten,
 bedarf  es  vor  dem  Hintergrund  der  geänderten  Gemeinschaftsrechtslage  einer
 expliziten Einbeziehung dieser Einrichtungen in das Kontrollsystem.

 Die  genannten  Änderungen  der  gemeinschaftlichen  Rahmenvorschriften  für  den
 ökologischen  Landbau  und  die  sich  aus  der  Rechtsprechung  des  Europäischen
 Gerichtshofs  ergebenden  Erfordernisse  machen  eine  Anpassung  des  Öko-Land-
 baugesetzes und eine Änderung des Öko-Kennzeichengesetzes notwendig.

 B.  Lösung

 Die  Vorschriften  des  Öko-Landbaugesetzes  und  des  Öko-Kennzeichengesetzes
 werden  an  die  geänderten  EG-rechtlichen  Bestimmungen  angepasst.  Von  der
 durch  die  EG-Öko-Basisverordnung  eröffneten  Möglichkeit,  nationale  Vor-
 schriften  für  die  Kennzeichnung  von  ökologischen  Erzeugnissen  in  Einrichtun-
 gen  der  Außer-Haus-Verpflegung  und  deren  Kontrolle  zu  erlassen,  wird  Ge-
 brauch  gemacht,  um  den  allseits  anerkannten  Status  quo  aufrechtzuerhalten.  Bei
 den  Kriterien  für  die  Zulassung  privater  Kontrollstellen  wird  zur  Umsetzung
 eines  Urteils  des  Europäischen  Gerichtshofs  das  Niederlassungserfordernis  für
 Kontrollstellen  aus  dem  EU-Ausland  im  Öko-Landbaugesetz  gestrichen.  Hier-
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durch  wird  auch  den  Anforderungen  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie  Rechnung
 getragen.  Die  Straf-  und  Bußgeldvorschriften  werden  zur  Anpassung  an  die
 neue EG-Öko-Basisverordnung überarbeitet.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Keine

 2.  Vollzugsaufwand

 Die  vorgesehenen  Änderungen  des  Öko-Landbaugesetzes  und  des  Öko-Kenn-
 zeichengesetzes  führen  nicht  zu  einer  Ausweitung  der  behördlichen  Tätigkeit
 bei Bund und Ländern.

 E.  Sonstige Kosten

 Für  die  Wirtschaftsbeteiligten  fallen  infolge  der  Anpassung  des  Öko-Landbau-
 gesetzes  und  des  Öko-Kennzeichengesetzes  gegenüber  der  bisherigen  Rechtsla-
 ge  keine  höheren  Kosten  an.  Auswirkungen  des  Gesetzes  auf  Einzelpreise,  auf
 das  allgemeine  Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind
 nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Gegenüber  der  bisherigen  Rechtslage  werden  keine  zusätzlichen  Informations-
 pflichten  für  die  Wirtschaft,  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  oder  für  die  Verwal-
 tung eingeführt.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetz zur Anpassung von Vorschriften auf dem Gebiet des
 ökologischen Landbaus an die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom
 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeich-
 nung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der
 Verordnung (EWG) Nr. 2092/91

 Vom …
 Der  Bundestag  hat  mit  der  Mehrheit  seiner  Mitglieder  und
 mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das  folgende  Gesetz  be-
 schlossen:

 Artikel 1

 Gesetz zur Durchführung der Rechtsakte
 der  Europäischen Gemeinschaft auf dem Gebiet

 des ökologischen Landbaus
 (Öko-Landbaugesetz – ÖLG)

 §  1
 Anwendungsbereich

 Dieses  Gesetz  dient  der  Durchführung  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  des  Rates  vom  28.  Juni  2007  über  die
 ökologische/biologische  Produktion  und  die  Kennzeichnung
 von  ökologischen/biologischen  Erzeugnissen  und  zur  Auf-
 hebung  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2092/91  (ABl.  EU
 Nr.  L  189  S.  1)  sowie  der  zu  ihrer  Durchführung  erlassenen
 Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft.

 §  2
 Durchführung

 (1)  Die  Durchführung  einschließlich  der  Überwachung
 der  Einhaltung  der  in  §  1  genannten  Rechtsakte,  dieses  Ge-
 setzes  und  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Rechts-
 verordnungen  obliegt  den  nach  Landesrecht  zuständigen  Be-
 hörden, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist.

 (2)  Die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung
 ist zuständig für

 1.  die  Zulassung  der  Kontrollstellen  nach  Artikel  27  Abs.  4
 Buchstabe  b Satz  2 der Verordnung (EG) Nr.  834/2007,

 2.  den  Entzug  der  Zulassung  nach  Artikel  27  Abs.  9
 Buchstabe  d  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  nach
 Maßgabe des §  4 Abs. 5,

 3.  die  Erteilung  einer  Codenummer  an  Kontrollstellen  nach
 Artikel 27 Abs. 10 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007,

 4.  die  Erteilung  einer  Genehmigung  für  die  Vermarktung
 von  aus  Drittländern  eingeführten  Erzeugnissen,  soweit
 Rechtsakte  der  Europäischen  Gemeinschaft  zur  Durch-
 führung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  dies  vor-
 sehen, sowie

 5.  die  Erteilung  einer  vorläufigen  Zulassung  für  die  Ver-
 wendung  von  Zutaten  landwirtschaftlichen  Ursprungs

 nach  Artikel  19  Abs.  2  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007.

 (3)  Die  Landesregierungen  werden  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung

 1.  Aufgaben  nach  Absatz  1,  ausgenommen  die  Aufgabe  im
 Sinne des §  4 Abs. 5 Satz 1, ganz oder teilweise auf

 a)  zugelassene Kontrollstellen oder

 b)  andere  natürliche  oder  juristische  Personen  des  Pri-
 vatrechts,  die  in  gleicher  Weise  wie  Kontrollstellen
 die  Gewähr  für  eine  unabhängige,  sachkundige  und
 zuverlässige Erfüllung der Aufgaben bieten,

 zu  übertragen  (Beleihung)  oder  sie  daran  zu  beteiligen
 (Mitwirkung),

 2.  die  Voraussetzungen  und  das  Verfahren  der  Beleihung
 und der Mitwirkung zu regeln.

 Die  Landesregierungen  sind  befugt,  die  Ermächtigung  nach
 Satz  1  durch  Rechtsverordnung  ganz  oder  teilweise  auf
 andere Behörden des Landes zu übertragen.

 §  3
 Kontrollsystem

 (1)  Vorbehaltlich  einer  Verordnung  nach  §  2  Abs.  3  Satz  1
 Nr.  1  wird  das  Kontrollverfahren  nach  Artikel  27  Abs.  1  in
 Verbindung  mit  Abs.  2  und  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  von  zugelassenen  Kontrollstellen  durchgeführt,  soweit
 die  Aufgabenwahrnehmung  nicht  mit  der  Durchführung
 eines Verwaltungsverfahrens verbunden ist.

 (2)  Unternehmer,  die  Erzeugnisse  im  Sinne  von  Artikel  1
 Abs.  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  als  ökologische/
 biologische  Erzeugnisse  oder  Umstellungserzeugnisse  direkt
 an  Endverbraucher  oder  -nutzer  verkaufen,  sind  von  dem
 Einhalten  der  Pflichten  nach  Artikel  28  Abs.  1  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  834/2007  freigestellt,  soweit  sie  diese  Erzeug-
 nisse  nicht  selbst  erzeugen  oder  erzeugen  lassen,  aufbereiten
 oder  aufbereiten  lassen,  an  einem  anderen  Ort  als  einem  Ort
 in  Verbindung  mit  der  Verkaufsstelle  lagern  oder  lagern
 lassen  oder  aus  einem  Drittland  einführen  oder  einführen
 lassen.

 §  4
 Zulassung  der  Kontrollstellen  und  Entzug  der  Zulassung

 (1) Eine Kontrollstelle ist auf Antrag zuzulassen, wenn

 1.  sie  die  Anforderungen  nach  Artikel  27  Abs.  6  in  Verbin-
 dung  mit  Abs.  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 erfüllt,
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2.  sichergestellt  ist,  dass  sie  die  Kontrollen  nach  Maßgabe
 von  Artikel  27  Abs.  2,  3  und  12  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007 ordnungsgemäß durchführt,

 3.  die  für  die  Zulassung  erhobenen  Gebühren  entrichtet
 worden sind und

 4.  sie eine Niederlassung im Inland hat.

 (2)  Im  Falle  einer  Kontrollstelle  mit  Sitz  oder  Nieder-
 lassung  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  der  Europäischen
 Union  ist  die  in  diesem  Mitgliedstaat  erteilte  Zulassung  im
 Rahmen  des  Verfahrens  nach  Absatz  1  zu  berücksichtigen,
 Absatz  1  Nr.  4  gilt  nicht.  Diese  Kontrollstelle  muss  jedoch
 nachweisen,  dass  sie  in  dem  anderen  Mitgliedstaat  zugelas-
 sen  ist  und  dass  sie  über  das  geeignete  Personal  und  die  ge-
 eignete  Infrastruktur  für  die  Erfüllung  der  Kontrollaufgaben
 verfügt.

 (3)  Die  Zulassung  wird  für  das  gesamte  Bundesgebiet  er-
 teilt.  Auf  Antrag  kann  die  Zulassung  auf  einzelne  Länder  be-
 schränkt  werden.  Sie  wird  für  Länder,  in  denen  auf  Grund
 einer  Rechtsverordnung  nach  §  2  Abs.  3  eine  Beleihung  vor-
 gesehen  ist,  unter  der  Bedingung  erteilt,  dass  die  Beleihung
 erfolgt.  Sie  wird  für  Länder,  in  denen  eine  Mitwirkung  nach
 §  2  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  vorgesehen  ist,  unter  Hinweis  auf  die
 jeweilige Rechtsverordnung des Landes erteilt.

 (4)  Die  Zulassung  kann,  unbeschadet  des  Absatzes  3
 Satz  3,  mit  Befristungen,  Bedingungen  und  Auflagen  oder
 einem  Vorbehalt  des  Widerrufs  versehen  werden,  soweit  es
 Belange  des  Verbraucherschutzes,  des  Tierschutzes  oder  des
 Umweltschutzes  hinsichtlich  der  Voraussetzungen  nach  Ab-
 satz  1  Nr.  1  und  2  erfordern.  Unter  denselben  Voraussetzun-
 gen  ist  auch  die  nachträgliche  Aufnahme  oder  Änderung  von
 Auflagen zulässig.

 (5)  Die  Tätigkeit  einer  Kontrollstelle  wird  im  Sinne  des
 Artikels  27  Abs.  8  Satz  1  und  Abs.  9  Buchstabe  a  bis  d,  aus-
 genommen  die  Entscheidung  über  den  Entzug  ihrer  Zulas-
 sung,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  von  der  zustän-
 digen  Behörde  des  Landes,  in  dem  die  Kontrollstelle  ihre
 jeweilige  Tätigkeit  ausübt,  überwacht.  Stellt  die  nach  Satz  1
 zuständige  Behörde  Tatsachen  fest,  die  den  Entzug  der  Zu-
 lassung  begründen  oder  die  Aufnahme  oder  Änderung  von
 Auflagen  zur  Zulassung  erforderlich  machen  können,  so  hat
 sie,

 1.  a)  wenn  der  Ort  der  zu  beanstandenden  Kontrolltätigkeit
 und  des  Sitzes  oder  der  Niederlassung  der  Kontroll-
 stelle in demselben Land liegen oder

 b)  wenn  der  Ort  der  zu  beanstandenden  Kontrolltätigkeit
 im  Inland  und  des  Sitzes  oder  der  Niederlassung  der
 Kontrollstelle  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  der
 Europäischen Union liegt,

 die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  un-
 ter  Mitteilung  dieser  Tatsachen  zu  ersuchen,  ein  Verfah-
 ren  zum  Entzug  der  Zulassung  oder  zur  Aufnahme  oder
 Änderung von Auflagen einzuleiten, oder

 2.  wenn  der  Ort  der  zu  beanstandenden  Kontrolltätigkeit
 und  des  Sitzes  oder  der  Niederlassung  der  Kontrollstelle
 in  unterschiedlichen  Ländern  liegen,  der  zuständigen  Be-
 hörde  des  Landes,  in  dem  der  Sitz  oder  die  Niederlassung
 der Kontrollstelle liegt, die Tatsachen mitzuteilen.

 Gelangen  der  zuständigen  Behörde  des  Landes,  in  dem  der
 Sitz  oder  die  Niederlassung  der  Kontrollstelle  liegt,  Tat-
 sachen  nach  Satz  2  Nr.  2  zur  Kenntnis,  so  hat  sie  die  Bundes-
 anstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  unter  Mitteilung
 dieser  Tatsachen  zu  ersuchen,  ein  Verfahren  zum  Entzug  der
 Zulassung  oder  zur  Aufnahme  oder  Änderung  von  Auflagen
 einzuleiten.

 §  5
 Pflichten der Kontrollstellen

 (1)  Die  Kontrollstelle  ist  verpflichtet,  die  Tätigkeit  jedes
 Unternehmers  im  Sinne  des  Artikels  28  Abs.  1  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  834/2007  und  des  §  6  Abs.  2  gegen  angemes-
 sene  Vergütung  in  ihre  Kontrollen  einzubeziehen,  soweit  der
 Unternehmer  die  Einbeziehung  verlangt  und  seine  Tätigkeit
 in  dem  Land  ausübt,  in  dem  die  Kontrollstelle  zugelassen  ist.
 Die  nach  Landesrecht  zuständige  Behörde  kann  auf  Antrag
 der  Kontrollstelle  eine  Ausnahme  von  der  Verpflichtung
 nach Satz  1 zulassen, soweit

 1.  die  Kontrollstelle  zur  Gewährleistung  objektiver  und
 wirksamer  Kontrollen  ein  berechtigtes  Interesse  hat,  die
 Tätigkeit  des  Unternehmens  nicht  in  ihre  Kontrollen  ein-
 zubeziehen und

 2.  das  Durchführen  der  Kontrollen  für  das  Unternehmen  an-
 derweitig sichergestellt ist.

 (2)  Die  Kontrollstelle  hat  ein  Verzeichnis  der  in  ihre  Kon-
 trollen  einbezogenen  Unternehmen  mit  den  Angaben  nach
 Satz  3  zu  führen,  die  in  der  Kennzeichnung  oder  Werbung
 oder  den  Geschäftspapieren  für  ihre  Erzeugnisse  im  Sinne
 des  Artikels  1  Abs.  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 nach  den  Maßgaben  dieser  Verordnung  oder  der  zu  deren
 Durchführung  erlassenen  Rechtsakte  der  Europäischen  Ge-
 meinschaft  auf  die  ökologische  oder  biologische  Produktion
 eines  Erzeugnisses  Bezug  nehmen  dürfen.  Die  Kontrollstelle
 hat  das  Verzeichnis  laufend  zu  aktualisieren  und  den  für  die
 Durchführung  der  in  §  1  genannten  Rechtsakte  und  dieses
 Gesetzes  zuständigen  Behörden,  den  Wirtschaftsbeteiligten
 und  Verbrauchern  verfügbar  zu  machen.  Das  Verzeichnis
 muss folgende Angaben enthalten:

 1.  Name und Anschrift des Unternehmens,

 2.  eine  diesem  Unternehmen  durch  die  Kontrollstelle  zuge-
 ordnete alphanumerische Identifikationsnummer,

 3.  Name  oder  Codenummer  der  Kontrollstelle  nach  Artikel
 27 Abs. 10 der Verordnung (EG) Nr.  834/2007,

 4.  Art  der  Tätigkeit  des  Unternehmens  nach  Artikel  28
 Abs.  1 der Verordnung (EG) Nr.  834/2007.

 Weitere Angaben darf das Verzeichnis nicht enthalten.

 (3)  Die  Kontrollstellen  erteilen  einander  die  für  eine  ord-
 nungsgemäße  Durchführung  der  in  §  1  genannten  Rechtsak-
 te  und  dieses  Gesetzes  notwendigen  Auskünfte.  Stellt  eine
 Kontrollstelle  bei  ihrer  Tätigkeit  Unregelmäßigkeiten  oder
 Verstöße  der  in  Artikel  30  Abs.  1  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  genannten  Art  fest,  so  unterrichtet  sie  hiervon
 unverzüglich  die  für  den  Ort  der  Tätigkeit  des  betroffenen
 Unternehmens  nach  Landesrecht  zuständige  Behörde.  So-
 weit  eine  Kontrollstelle  im  Rahmen  der  von  ihr  durchgeführ-
 ten  Kontrollen  Tatsachen  feststellt,  die  einen  hinreichenden
 Verdacht  auf  Unregelmäßigkeiten  oder  Verstöße  der  in
 Satz  2  genannten  Art  begründen,  der  ein  nicht  von  der  Kon-
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trollstelle  kontrolliertes  Unternehmen  betrifft,  so  teilt  die
 Kontrollstelle  die  Tatsachen  unverzüglich  der  Kontrollstelle
 mit,  deren  Kontrolle  das  betroffene  Unternehmen  untersteht.
 Handelt  es  sich  im  Falle  des  Satzes  3  um  ein  Unternehmen
 mit  Sitz  im  Ausland,  so  unterrichtet  die  Kontrollstelle  auch
 die  für  den  Ort  der  Tatsachenfeststellung  nach  Landesrecht
 zuständige  Behörde  über  die  den  Verdacht  begründenden
 Tatsachen.

 (4)  Beabsichtigt  eine  Kontrollstelle,  ihre  Tätigkeit  –  auch
 im  Falle  einer  Insolvenz  –  einzustellen,  unterrichtet  sie
 hiervon

 1.  spätestens  drei  Monate  vor  dem  voraussichtlichen  Ende
 ihrer Tätigkeit oder

 2.  im  Falle  eines  Antrags  auf  Eröffnung  eines  Insolvenz-
 verfahrens unverzüglich

 die  von  ihr  kontrollierten  Unternehmen,  die  nach  Landes-
 recht  für  den  Ort  der  Tätigkeit  der  Unternehmen  zuständigen
 Behörden  sowie  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und
 Ernährung.  Die  Kontrollstelle  darf,  soweit  insolvenzrechtli-
 che  Vorschriften  nicht  entgegenstehen,  ihre  Tätigkeit  erst
 einstellen,  wenn  für  alle  von  ihr  kontrollierten  Unternehmen
 das weitere Durchführen der Kontrollen sichergestellt ist.

 §  6
 Vorschriften für gemeinschaftliche

 Verpflegungseinrichtungen

 (1)  Die  Vorschriften  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 und  der  zu  deren  Durchführung  erlassenen  Rechtsakte  der
 Europäischen  Gemeinschaft  sind  auf  Arbeitsgänge  in  ge-
 werbsmäßig  betriebenen,  gemeinschaftlichen  Verpflegungs-
 einrichtungen  im  Sinne  des  Artikels  2  Doppelbuchstabe  aa
 der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  anzuwenden,  wenn  hier-
 bei  Erzeugnisse  im  Sinne  des  Artikels  1  Abs.  2  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  834/2007  aufbereitet  werden,  die  mit  Bezug
 auf  die  ökologische  oder  biologische  Produktion  im  Sinne
 des  Artikels  23  Abs.  1  Satz  1  oder  2  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  gekennzeichnet  und  in  den  Verkehr  gebracht
 werden.

 (2)  Unternehmer,  die  gemeinschaftliche  Verpflegungsein-
 richtungen  im  Sinne  des  Absatzes  1  gewerbsmäßig  betrei-
 ben,  stehen  Unternehmern  im  Sinne  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007 gleich.

 (3)  Erzeugnisse  nach  Absatz  1  dürfen  mit  Bezug  auf  die
 ökologische  oder  biologische  Produktion  nur  in  den  Verkehr
 gebracht  werden,  wenn  die  Voraussetzungen  für  die  Bezug-
 nahme  auf  die  ökologische  oder  biologische  Produktion
 nach  Artikel  23  Abs.  2  Satz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007 erfüllt sind.

 (4)  Abweichend  von  Absatz  3  dürfen  Erzeugnisse  nach
 Absatz  1  auch  dann  in  den  Verkehr  gebracht  werden,  wenn
 bei  der  Kennzeichnung  dieser  Erzeugnisse  Bezeichnungen
 mit  Bezug  auf  die  ökologische  oder  biologische  Produktion
 verwendet  werden,  die  sich  auf  die  zur  Zubereitung  aller
 Speisen  verwendeten  landwirtschaftlichen  Ausgangsstoffe
 oder  Zutaten  einer  Art  oder  einzeln  zubereitete  Komponen-
 ten  zusammengesetzter  Gerichte  beziehen,  soweit  diese
 Ausgangsstoffe,  Zutaten  oder  Komponenten  die  Vorschrif-
 ten  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  und  der  zu  deren
 Durchführung  erlassenen  Rechtsakte  der  Europäischen  Ge-
 meinschaft erfüllen.

 §  7
 Mitwirkung der Zollbehörden

 (1)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  und  die  von  ihm
 bestimmten  Zolldienststellen  wirken  bei  der  Überwachung
 der  Einfuhr  von  nach  Artikel  23  Abs.  1  und  4  Satz  1  in  Ver-
 bindung  mit  Artikel  1  Abs.  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  gekennzeichneten  Erzeugnissen  aus  Drittländern  mit.
 Die genannten Behörden können

 1.  Sendungen  der  in  Satz  1  genannten  Art  sowie  deren  Be-
 förderungsmittel,  Behälter,  Lade-  und  Verpackungsmittel
 zur Überwachung anhalten,

 2.  den  Verdacht  von  Verstößen  gegen  Verbote  und  Be-
 schränkungen  nach  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 oder  nach  den  zu  deren  Durchführung  erlassenen  Rechts-
 akten  der  Europäischen  Gemeinschaft,  der  sich  bei  der
 Abfertigung  ergibt,  den  nach  Landesrecht  zuständigen
 Behörden  sowie  der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft
 und Ernährung mitteilen,

 3.  in  den  Fällen  der  Nummer  2  anordnen,  dass  die  Sendun-
 gen  der  in  Satz  1  genannten  Art  auf  Kosten  und  Gefahr
 des  Verfügungsberechtigten  der  nach  Landesrecht  zu-
 ständigen Behörde vorgeführt werden.

 (2)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  ermäch-
 tigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium  für
 Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz  durch
 Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  die
 Einzelheiten  des  Verfahrens  nach  Absatz  1  zu  regeln.  Es
 kann  dabei  insbesondere  Pflichten  zu  Anzeigen,  Anmeldun-
 gen,  Auskünften  und  zur  Leistung  von  Hilfsdiensten  sowie
 zur  Duldung  der  Einsichtnahme  in  Geschäftspapiere  und
 sonstige  Unterlagen  und  zur  Duldung  von  Besichtigungen
 und  von  Entnahmen  unentgeltlicher  Muster  und  Proben  vor-
 sehen.

 §  8
 Überwachung

 (1)  Unternehmer  im  Sinne  des  Artikels  28  Abs.  1  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  834/2007  und  des  §  6  Abs.  2,  natürliche
 und  juristische  Personen  und  nicht  rechtsfähige  Personen-
 vereinigungen,  die  nach  Artikel  23  Abs.  1  Satz  1  und  2  in
 Verbindung  mit  Artikel  1  Abs.  2  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  gekennzeichnete  Erzeugnisse  erzeugen,  aufbe-
 reiten,  lagern,  einführen,  ausführen,  innergemeinschaftlich
 verbringen  oder  in  den  Verkehr  bringen,  sowie  Kontrollstel-
 len  im  Sinne  des  §  3  Abs.  1  haben  den  zuständigen  Behörden
 auf  Verlangen  die  Auskünfte  zu  erteilen,  die  zur  Durchfüh-
 rung  der  den  zuständigen  Behörden  durch  dieses  Gesetz  oder
 auf  Grund  dieses  Gesetzes  übertragenen  Aufgaben  erforder-
 lich sind.

 (2)  Personen,  die  von  der  zuständigen  Behörde  beauftragt
 sind,  dürfen  im  Rahmen  des  Absatzes  1  Betriebsgrund-
 stücke,  Geschäfts-  oder  Betriebsräume,  Verkaufseinrichtun-
 gen  oder  Transportmittel  des  Auskunftspflichtigen  während
 der Geschäfts- oder Betriebszeit betreten und dort

 1.  Besichtigungen vornehmen,

 2.  Proben  gegen  Empfangsbescheinigung  ohne  Entschädi-
 gung entnehmen,

 3.  Geschäftsunterlagen einsehen und prüfen.
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Im  Falle  des  Satzes  1  Nr.  2  ist  auf  Verlangen  des  Betroffenen
 ein  Teil  der  Probe  oder,  falls  diese  unteilbar  ist,  eine  zweite
 Probe amtlich verschlossen und versiegelt zurückzulassen.

 (3)  Der  Auskunftspflichtige  hat  die  Maßnahmen  nach  Ab-
 satz  2  Satz  1  zu  dulden,  die  zu  besichtigenden  Erzeugnisse
 selbst  oder  durch  andere  so  darzulegen,  dass  die  Besichti-
 gung  ordnungsgemäß  vorgenommen  werden  kann,  selbst
 oder  durch  andere  die  erforderliche  Hilfe  bei  Besichtigungen
 und  Probenahme  zu  leisten  sowie  die  geschäftlichen  Unter-
 lagen zur Einsichtnahme und Prüfung vorzulegen.

 (4)  Der  zur  Auskunft  Verpflichtete  kann  die  Auskunft  auf
 solche  Fragen  verweigern,  deren  Beantwortung  ihn  selbst
 oder  einen  der  in  §  383  Abs.  1  Nr.  1  bis  3  der  Zivilprozess-
 ordnung  bezeichneten  Angehörigen  der  Gefahr  strafgericht-
 licher  Verfolgung  oder  eines  Verfahrens  nach  dem  Gesetz
 über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

 §  9
 Datenübermittlung, Außenverkehr

 (1)  Die  zuständigen  Behörden  erteilen  einander  die  zur
 Überwachung  der  Kontrollstellen  notwendigen  Auskünfte.
 Stellt  eine  Behörde  Mängel  im  Sinne  des  Artikels  27  Abs.  8
 Satz  2  und  3  und  Abs.  9  Buchstabe  a  bis  d  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  bei  der  Durchführung  der  von  einer  Kon-
 trollstelle  wahrzunehmenden  Aufgaben  fest,  so  unterrichtet
 sie  hiervon  unverzüglich  die  Bundesanstalt  für  Landwirt-
 schaft und Ernährung.

 (2)  Der  Verkehr  mit  den  zuständigen  Behörden  anderer
 Mitgliedstaaten  und  der  Kommission  der  Europäischen  Ge-
 meinschaft,  insbesondere  die  Unterrichtung  nach  Artikel  30
 Abs.  2  Satz  1  und  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  über
 festgestellte  Unregelmäßigkeiten  oder  Verstöße  oder  die
 Mitteilungen  nach  Artikel  35  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007,  obliegt  dem  Bundesministerium  für  Ernährung,  Land-
 wirtschaft  und  Verbraucherschutz.  Es  kann  diese  Befugnis
 durch  Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates
 auf  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung
 übertragen.  Ferner  kann  es  diese  Befugnis  durch  Rechts-
 verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  auf  die  nach
 Landesrecht zuständigen Behörden übertragen.

 §  10
 Gebühren und Auslagen

 (1)  Für  Amtshandlungen  der  zuständigen  Behörden,  die
 nach  den  Artikeln  27  und  30  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  zu  Kontroll-  und  Überwachungszwecken  vorzunehmen
 sind,  sowie  für  Amtshandlungen  nach  §  2  Abs.  2  können
 kostendeckende Gebühren und Auslagen erhoben werden.

 (2)  Die  nach  Absatz  1  kostenpflichtigen  Tatbestände  wer-
 den  durch  Landesrecht  bestimmt,  soweit  die  Amtshandlun-
 gen  nicht  durch  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und
 Ernährung  vorgenommen  werden.  Das  Bundesministerium
 für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz  wird
 ermächtigt,  für  Amtshandlungen  nach  §  2  Abs.  2  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  durch
 Rechtsverordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  die
 gebührenpflichtigen  Tatbestände,  die  Gebührenhöhe  und  die
 Auslagenerstattung  zu  bestimmen  und  dabei  feste  Sätze  oder
 Rahmensätze vorzusehen.

 §  11
 Ermächtigungen

 (1)  Das  Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirt-
 schaft  und  Verbraucherschutz  wird  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates,  soweit
 dies  zur  Durchführung  der  in  §  1  genannten  Rechtsakte
 erforderlich ist,

 1.  die  Verwendung  von  Erzeugnissen  und  Stoffen  im  ökolo-
 gischen/biologischen  Landbau  für  die  Zwecke  nach
 Artikel  16  Abs.  4  Satz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007 zu regeln,

 2.  die  erforderlichen  Maßnahmen  im  Sinne  des  Artikels  23
 Abs.  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  zu  treffen,  um
 die  Einhaltung  des  Artikels  23  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007 sicherzustellen,

 3.  nähere  Bestimmungen  zu  den  Meldungen  nach  Artikel
 28  Abs.  1  Buchstabe  a  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007 zu erlassen,

 4.  nähere  Einzelheiten  bezüglich  der  Unterstützung  der  Eu-
 ropäischen  Kommission  bei  der  Überwachung  der  aner-
 kannten  Kontrollbehörden  und  Kontrollstellen  in  Dritt-
 ländern  nach  Artikel  32  Abs.  2  Satz  7  und  Artikel  33
 Abs.  3  Satz  8  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  sowie
 bei  der  Überwachung  der  anerkannten  Drittländer  nach
 Artikel  33  Abs.  2  Satz  6  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007 zu regeln,

 5.  nähere  Bestimmungen  zu  den  Übergangsmaßnahmen  ge-
 mäß  Artikel  40  zu  erlassen,  soweit  das  Gemeinschafts-
 recht dies erfordert,

 6.  die  näheren  Einzelheiten  über  die  Voraussetzungen  sowie
 das  Verfahren  der  Zulassung  nach  §  4  Abs.  1  bis  4  sowie
 das  Verfahren  des  Entzugs  der  Zulassung  nach  §  4  Abs.  5
 Satz  2 und 3 zu regeln.

 (2)  Das  Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirt-
 schaft  und  Verbraucherschutz  wird  ferner  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

 1.  Verweisungen  auf  Vorschriften  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  sowie  der  zu  ihrer  Durchführung  erlassenen
 Rechtsakte  der  Europäischen  Gemeinschaft  in  diesem
 Gesetz  zu  ändern,  soweit  es  zur  Anpassung  an  Änderun-
 gen dieser Vorschriften erforderlich ist,

 2.  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zu  streichen  oder  in  ihrem
 Wortlaut  einem  verbleibenden  Anwendungsbereich  an-
 zupassen,  soweit  sie  durch  den  Erlass  entsprechender
 Vorschriften  in  Verordnungen  der  Europäischen  Gemein-
 schaft unanwendbar geworden sind.

 §  12
 Strafvorschriften

 (1)  Mit  Freiheitsstrafe  bis  zu  einem  Jahr  oder  mit  Geld-
 strafe  wird  bestraft,  wer  gegen  die  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  des  Rates  vom  28.  Juni  2007  über  die  ökologische/bio-
 logische  Produktion  und  die  Kennzeichnung  von  ökolo-
 gischen/biologischen  Erzeugnissen  und  zur  Aufhebung  der
 Verordnung  (EWG)  Nr.  2092/91  (ABl.  EU  Nr.  L  189  S.  1)
 verstößt, indem er

 1.  eine  in  Artikel  23  Abs.  1  Satz  1  oder  2  genannte  Bezeich-
 nung  in  der  Verkehrsbezeichnung  eines  Erzeugnisses
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nach  Artikel  1  Abs.  2  Satz  1  Buchstabe  b  verwendet,  ob-
 wohl  die  Anforderungen  des  Artikels  23  Abs.  4  Satz  1
 Buchstabe  a nicht erfüllt werden,

 2.  entgegen  Artikel  23  Abs.  2  Satz  1  eine  Bezeichnung  nach
 Artikel  23  Abs.  1  Satz  1  oder  2  bei  der  Kennzeichnung
 oder  Werbung  oder  in  den  Geschäftspapieren  für  ein  Er-
 zeugnis  verwendet,  das  die  Vorschriften  der  Verordnung
 (EG) Nr.  834/2007 nicht erfüllt,

 3.  entgegen  Artikel  23  Abs.  2  Satz  2  eine  Bezeichnung  oder
 Kennzeichnungs-  oder  Werbepraktiken  verwendet,  die
 den Verbraucher oder Nutzer irreführen können, oder

 4.  entgegen  Artikel  23  Abs.  3  eine  Bezeichnung  nach
 Artikel  23  Abs.  1  Satz  1  oder  2  für  ein  Erzeugnis  verwen-
 det,  das  eine  dort  genannte  Kennzeichnung  oder  einen
 dort genannten Hinweis tragen muss.

 (2)  Ebenso  wird  bestraft,  wer  entgegen  §  6  Abs.  3  ein
 Erzeugnis in den Verkehr bringt.

 §  13
 Bußgeldvorschriften

 (1)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  eine  der  in  §  12  bezeich-
 neten Handlungen fahrlässig begeht.

 (2)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  gegen  die  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  verstößt,  indem  er  vorsätzlich  oder  fahr-
 lässig

 1.  eine  in  Artikel  23  Abs.  1  Satz  1  oder  2  genannte  Bezeich-
 nung  im  Verzeichnis  der  Zutaten  und  im  selben  Sichtfeld
 wie  die  Verkehrsbezeichnung  eines  Erzeugnisses  nach
 Artikel  1  Abs.  2  Satz  1  Buchstabe  b  verwendet,  obwohl
 die  Anforderungen  des  Artikels  23  Abs.  4  Satz  1  Buch-
 stabe  c nicht erfüllt werden,

 2.  eine  in  Artikel  23  Abs.  1  genannte  Bezeichnung  verwen-
 det,  obwohl  die  Anforderungen  des  Artikels  24  Abs.  1
 Satz  1 nicht erfüllt werden,

 3.  entgegen  Artikel  23  Abs.  4  Satz  1  Buchstabe  b  eine  Be-
 zeichnung  nach  Artikel  23  Abs.  1  Satz  1  oder  2  nicht  nur
 im Verzeichnis der Zutaten verwendet,

 4.  entgegen  Artikel  27  Abs.  5  Buchstabe  d  eine  Mitteilung
 auf  Ersuchen  der  Behörde  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht
 vollständig  macht  oder  die  Behörde  nicht,  nicht  richtig,
 nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

 5.  entgegen  Artikel  28  Abs.  1  Satz  1  Buchstabe  a,  auch  in
 Verbindung  mit  Satz  2  oder  3  oder  einer  Rechtsverord-
 nung  nach  §  11  Abs.  1  Nr.  3  dieses  Gesetzes,  eine  Mel-
 dung  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig  oder  nicht
 rechtzeitig macht oder

 6.  entgegen  Artikel  28  Abs.  1  Satz  1  Buchstabe  b,  auch  in
 Verbindung  mit  Satz  2  oder  3,  sein  Unternehmen  nicht,
 nicht  richtig  oder  nicht  rechtzeitig  dem  Kontrollsystem
 nach Artikel  27 unterstellt.

 (3)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  vorsätzlich  oder  fahrlässig

 1.  entgegen  §  5  Abs.  2  Satz  1  ein  Verzeichnis  nicht,  nicht
 richtig oder nicht vollständig führt,

 2.  entgegen  §  5  Abs.  3  Satz  2  oder  4  oder  Abs.  4  Satz  1  die
 zuständige  Behörde,  ein  Unternehmen  oder  die  Bundes-
 anstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  nicht,  nicht
 richtig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

 3.  entgegen  §  5  Abs.  3  Satz  3  eine  Mitteilung  nicht,  nicht
 richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,

 4.  entgegen  §  8  Abs.  1  eine  Auskunft  nicht,  nicht  richtig,
 nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder

 5.  entgegen §  8 Abs. 3 eine Maßnahme nicht duldet.

 (4)  Die  Ordnungswidrigkeit  kann  in  den  Fällen  des  Absat-
 zes  1  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  dreißigtausend  Euro,  in  den
 übrigen  Fällen  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  zwanzigtausend
 Euro geahndet werden.

 §  14
 Einziehung

 Ist  eine  Straftat  nach  §  12  oder  eine  Ordnungswidrigkeit
 nach  §  13  Abs.  1,  2  oder  3  begangen  worden,  so  können  Ge-
 genstände,  auf  die  sich  die  Straftat  oder  die  Ordnungswidrig-
 keit  bezieht,  und  Gegenstände,  die  zu  ihrer  Begehung  oder
 Vorbereitung  gebraucht  worden  oder  bestimmt  gewesen
 sind,  eingezogen  werden.  §  74a  des  Strafgesetzbuchs  und
 §  23  des  Gesetzes  über  Ordnungswidrigkeiten  sind  anzu-
 wenden.

 §  15
 Übergangsvorschriften

 Kontrollstellen,  die  am  31.  Dezember  2008  nach  §  4
 Abs.  1  des  Öko-Landbaugesetzes  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  12.  August  2005  (BGBl.  I  S.  2431),  das
 durch  Artikel  205  der  Verordnung  vom  31.  Oktober  2006
 (BGBl.  I  S.  2407)  geändert  worden  ist,  zugelassen  waren,
 gelten  als  vorläufig  nach  §  4  Abs.  1  dieses  Gesetzes  zugelas-
 sen. Die vorläufige Zulassung erlischt,

 1.  wenn  nicht  bis  zum  Ablauf  des  …  [einsetzen:  letzter  Tag
 des  18.  auf  das  Inkrafttreten  folgenden  Kalendermonats]
 die  Erteilung  der  Zulassung  beantragt  wird  oder

 2.  im  Falle  rechtzeitiger  Antragstellung  mit  Eintritt  der  Un-
 anfechtbarkeit der Entscheidung über den Antrag.

 §  16
 Ausschluss des Abweichungsrechts

 Abweichungen  von  den  in  §  4  Abs.  5  Satz  2  und  3  und  §  9
 Abs.  1  Satz  2  enthaltenen  Regelungen  des  Verwaltungsver-
 fahrens durch Landesrecht sind ausgeschlossen.

 Artikel 2

 Öko-Kennzeichengesetz*

 Das  Öko-Kennzeichengesetz  vom  10.  Dezember  2001
 (BGBl.  I  S.  3441),  geändert  durch  Artikel  204  der  Verord-
 nung  vom  31.  Oktober  2006  (BGBl.  I  S.  2407),  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  §  1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

 *  Die  Verpflichtungen  aus  der  Richtlinie  98/34/EG  des  Europäischen

 Parlaments  und  des  Rates  vom  22.  Juni  1998  über  ein  Informations-

 verfahren  auf  dem  Gebiet  der  Normen  und  technischen  Vorschriften

 und  der  Vorschriften  für  die  Dienste  der  Informationsgesellschaft

 (ABl.  EG  Nr.  L  204  S.  37),  zuletzt  geändert  durch  die  Richtlinie  2006/

 96/EG  des  Rates  vom  20.  November  2006  (ABl.  EU  Nr.  L  363  S.  81),

 sind beachtet worden.
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„(1)  Mit  einem  Kennzeichen  nach  Maßgabe  einer
 Rechtsverordnung  nach  §  2  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1  (Öko-
 Kennzeichen) darf nur in den Verkehr gebracht werden

 1.  ein  Erzeugnis  im  Sinne  des  Artikels  1  Abs.  2  Satz  1
 oder  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  des  Rates
 vom  28.  Juni  2007  über  die  ökologische/biologische
 Produktion  und  die  Kennzeichnung  von  ökolo-
 gischen/biologischen  Erzeugnissen  und  zur  Aufhe-
 bung  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2092/91  (ABl.  EU
 Nr.  L  189  S.  1),  wenn  die  Voraussetzungen  für  die
 Verwendung  von  Bezeichnungen  mit  Bezug  auf  die
 ökologische  Produktion  nach  Artikel  23  Abs.  2  Satz  1
 oder  Abs.  4  Satz  1  Buchstabe  a,  jeweils  in  Verbindung
 mit  Abs.  3,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  erfüllt
 sind,

 2.  ein  Erzeugnis  aus  Arbeitsgängen  in  gewerbsmäßig  be-
 triebenen,  gemeinschaftlichen  Verpflegungseinrich-
 tungen  im  Sinne  des  Artikels  2  Doppelbuchstabe  aa
 der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007,  wenn  die  Voraus-
 setzungen  für  die  Verwendung  von  Bezeichnungen
 mit  Bezug  auf  die  ökologische  oder  biologische  Pro-
 duktion  nach  §  6  Abs.  3,  auch  in  Verbindung  mit
 Abs.  4, des Öko-Landbaugesetzes erfüllt sind.“

 2.  §  2 wird wie folgt gefasst:

 „§  2
 Ermächtigungen

 (1)  Das  Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirt-
 schaft  und  Verbraucherschutz  wird  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  Ein-
 zelheiten  der  Verwendung  des  Öko-Kennzeichens  zu  re-
 geln,  soweit  dies  erforderlich  ist,  um  eine  einheitliche
 Kennzeichnung  oder  eine  eindeutige  Erkennbarkeit  der
 Erzeugnisse zu gewährleisten.

 (2)  Das  Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirt-
 schaft  und  Verbraucherschutz  wird  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

 1.  die Gestaltung des Öko-Kennzeichens,

 2.  die  Anzeige  der  Verwendung  des  Öko-Kennzeichens
 an  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernäh-
 rung

 zu  regeln.  In  einer  Rechtsverordnung  nach  Satz  1  Nr.  2
 kann  die  Aufgabe  der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft

 und  Ernährung  einer  sachkundigen,  unabhängigen  und
 zuverlässigen  Person  des  Privatrechts  übertragen  werden.

 (3)  Das  Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirt-
 schaft  und  Verbraucherschutz  wird  ermächtigt,  durch
 Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

 1.  Verweisungen  auf  Vorschriften  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  in  diesem  Gesetz  zu  ändern,  soweit  es
 zur  Anpassung  an  Änderungen  dieser  Vorschriften  er-
 forderlich ist,

 2.  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zu  streichen  oder  in
 ihrem  Wortlaut  einem  verbleibenden  Anwendungsbe-
 reich  anzupassen,  soweit  sie  durch  den  Erlass  entspre-
 chender  Vorschriften  in  Verordnungen  der  Europäi-
 schen Gemeinschaft unanwendbar geworden sind.“

 3.  In  §  3  Nr.  1  wird  die  Angabe  „§  2  Abs.  1  Nr.  1“  durch  die
 Angabe „§  2 Abs. 2 Satz  1 Nr. 1“ ersetzt.

 4.  In  §  4  Abs.  2  wird  die  Angabe  „§  2  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2
 oder  3“  durch  die  Angabe  „§  2  Abs.  1  oder  2  Satz  1  Nr.  2“
 ersetzt.

 Artikel 3

 Bekanntmachungserlaubnis

 Das  Bundesministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft
 und  Verbraucherschutz  kann  den  Wortlaut  des  Öko-Kennzei-
 chengesetzes  in  der  ab  dem  1.  Januar  2009  geltenden  Fas-
 sung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

 Artikel 4

 Aufhebung bisherigen Bundesrechts

 Das  Öko-Landbaugesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  12.  August  2005  (BGBl.  I  S.  2431),  geändert
 durch  Artikel  205  der  Verordnung  vom  31.  Oktober  2006
 (BGBl.  I S.  2407), wird aufgehoben.

 Artikel 5

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  vorbehaltlich  des  Satzes  2  am  1.  Januar
 2009  in  Kraft.  Vorschriften  dieses  Gesetzes,  die  zum  Erlass
 von  Rechtsverordnungen  ermächtigen,  treten  am  Tage  nach
 der Verkündung in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 I.  Ausgangslage und wesentlicher Inhalt des Gesetz-
 entwurfs

 Die  Europäische  Union  hat  weitreichende  Änderungen  an
 den  gemeinschaftlichen  Rahmenvorschriften  auf  dem  Gebiet
 des  ökologischen  Landbaus  vorgenommen.  Dazu  hat  der  Rat
 am  28.  Juni  2007  die  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  über  die
 ökologische/biologische  Produktion  und  die  Kennzeichnung
 von  ökologischen/biologischen  Erzeugnissen  und  zur  Auf-
 hebung  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2092/91  (EG-Öko-
 Basisverordnung)  beschlossen,  die  ab  dem  1.  Januar  2009
 gilt.  Mit  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  wird  u.  a.  das
 in  der  Europäischen  Union  bestehende  Öko-Kontrollsystem
 neu  strukturiert,  und  es  werden  zahlreiche  Änderungen  bei
 den  Bestimmungen  über  die  Kennzeichnung  der  Öko-Pro-
 dukte  vorgenommen.  Diese  Änderungen  der  gemeinschaft-
 lichen  Rahmenvorschriften  für  den  ökologischen  Landbau
 machen  eine  Anpassung  des  Öko-Landbaugesetzes
 (Artikel  1)  und  eine  Änderung  des  Öko-Kennzeichengeset-
 zes (Artikel  2) notwendig.

 Das  Öko-Landbaugesetz  dient  der  Durchführung  der  ge-
 meinschaftlichen  Rechtsvorschriften  auf  dem  Gebiet  des
 ökologischen Landbaus.

 Die  bisherige  EG-Öko-Verordnung  eröffnete  den  Mitglied-
 staaten  die  Möglichkeit,  die  gemeinschaftsrechtlich  vorge-
 schriebenen  Kontrollen  der  Betriebe  des  ökologischen  Land-
 baus  von  den  zuständigen  Behörden  oder  von  zugelassenen
 privaten  Kontrollstellen  durchführen  zu  lassen.  In  Ausübung
 dieser  Wahlmöglichkeit  bestimmte  das  Öko-Landbaugesetz,
 dass  die  Kontrollen  in  Deutschland  in  weiten  Teilen  privaten
 Kontrollstellen  vorbehalten  sind.  Damit  wurde  die  in  der
 überwiegenden  Zahl  der  Länder  bereits  praktizierte  und  be-
 währte  Aufgabenerledigung  durch  private  Kontrollstellen
 gesetzlich  festgeschrieben.  In  diesem  Fall  bedurfte  es  nach
 der  EG-Öko-Verordnung  der  Zulassung  der  privaten  Stellen
 durch  eine  seitens  der  Mitgliedstaaten  zu  bestimmende  Be-
 hörde,  deren  Erteilung  wiederum  von  der  Erfüllung  be-
 stimmter  Anforderungen  abhängig  war.  In  Deutschland  ist
 die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  (BLE)
 für die Zulassung der Kontrollstellen zuständig.

 Das  mit  dem  Öko-Landbaugesetz  eingeführte  Modell  der
 Durchführung  des  Kontrollverfahrens  nach  der  EG-Öko-
 Verordnung  durch  Private  hat  sich  in  der  Praxis  auch  durch
 die  Möglichkeit  einer  länderübergreifenden  Tätigkeit  der
 Kontrollstellen  bewährt,  an  der  sowohl  die  Kontrollstellen
 selbst  als  auch  die  kontrollierten  Betriebe  ein  erhebliches  In-
 teresse  haben,  z.  B.  um  den  gesamten,  in  mehreren  Betriebs-
 teilen  stattfindenden  Herstellungsprozess  durch  eine  Kon-
 trollstelle  kontrollieren  zu  lassen.  Damit  eine  Kontrollstelle
 Länder  übergreifend  tätig  werden  kann,  sah  das  Öko-Land-
 baugesetz  vor,  ihre  Zulassung  zentral  von  der  Bundesanstalt
 für  Landwirtschaft  und  Ernährung  und  grundsätzlich  für  das
 gesamte  Bundesgebiet  zu  erteilen,  wobei  die  Überwachung
 der  Tätigkeit  der  Kontrollstellen  weiterhin  in  der  Zuständig-
 keit der einzelnen Länder verblieb.

 Nach  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  obliegt  die
 Durchführung  des  Kontrollsystems  in  Anlehnung  an  die  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  882/2004  über  amtliche  Kontrollen  zur
 Überprüfung  der  Einhaltung  des  Lebensmittel-  und  Futter-
 mittelrechts  sowie  der  Bestimmungen  über  Tiergesundheit
 und  Tierschutz  nunmehr  grundsätzlich  dafür  zuständigen
 Behörden,  die  von  den  Mitgliedstaaten  zu  bestimmen  sind.
 Die  zuständigen  Behörden  können  allerdings  in  geregeltem
 Umfang  Kontrollaufgaben  auch  an  private  Kontrollstellen
 übertragen,  die  zu  diesem  Zeck  zuzulassen  und  zu  überwa-
 chen  sind.  Die  Aufgabenübertragung  soll  im  Wesentlichen
 nach  den  gleichen  Kriterien  erfolgen,  wie  sie  gegenwärtig
 für die Zulassung von privaten Kontrollstellen gelten.

 Vor  diesem  Hintergrund  kann  und  soll  die  bisherige,  mit  dem
 Öko-Landbaugesetz  2003  eingeführte  bundesweite  Zulas-
 sung  der  privaten  Kontrollstellen  durch  die  Bundesanstalt
 für  Landwirtschaft  und  Ernährung  beibehalten  werden.  Sie
 hat sich bewährt und wird von allen Betroffenen akzeptiert.

 Allerdings  müssen  die  Zulassungsbedingungen  in  einem
 Punkt  geändert  werden.  Die  Änderung  dient  der  Umsetzung
 des  Urteils  des  Europäischen  Gerichtshofs  vom  29.  Novem-
 ber  2007  im  Klageverfahren  der  Kommission  gegen  die
 Bundesrepublik  Deutschland  wegen  Diskriminierung  priva-
 ter  Kontrollstellen  des  ökologischen  Landbaues  aus  anderen
 Mitgliedstaaten  durch  ein  Niederlassungserfordernis  in
 Deutschland  (Rs.  C-404/05).  Der  Gerichtshof  hat  in  diesem
 Urteil  festgestellt,  dass  ein  derartiges  Niederlassungserfor-
 dernis  eine  unzulässige  Beschränkung  der  Dienstleistungs-
 freiheit  in  der  Gemeinschaft  und  damit  einen  Verstoß  gegen
 Artikel  49  des  EG-Vertrages  darstellt.  Infolgedessen  wird
 das  Niederlassungserfordernis  für  Kontrollstellen  aus  dem
 EU-Ausland  im  Öko-Landbaugesetz  gestrichen.  Dies  trägt
 auch  den  Anforderungen  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie
 Rechnung.

 Die  neue  EG-Öko-Basisverordnung  nimmt,  abweichend  von
 der  bisherigen  Gemeinschaftsrechtslage,  Tätigkeiten  in  ge-
 meinschaftlichen  Verpflegungseinrichtungen  (Gaststätten,
 Kantinen,  Großküchen  und  ähnliche  Unternehmen)  aus
 ihrem  Anwendungsbereich  aus.  Die  Verordnung  eröffnet
 allerdings  den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit,  nationale
 Vorschriften  für  die  Kennzeichnung  von  ökologischen  Er-
 zeugnissen  in  derartigen  Einrichtungen  und  deren  Kontrolle
 zu erlassen.

 Durch  den  Ausschluss  der  Gemeinschaftsverpflegung  aus
 dem  Kontrollsystem  des  ökologischen  Landbaus  würde  sich
 in  einem  wichtigen  Sektor  des  Öko-Marktes,  der  weiter  an
 Bedeutung  gewinnt,  eine  Rechtslücke  auftun,  die  aus  wett-
 bewerbs-  und  verbraucherschutzrechtlichen  Gründen  nicht
 tolerierbar  ist.  Vor  dem  Hintergrund  der  breiten  Akzeptanz
 der  bereits  funktionierenden  Kontrollen  in  diesem  Sektor
 seitens  der  betroffenen  Wirtschaftskreise  und  der  Erwartun-
 gen  der  Verbraucher  soll  das  Öko-Landbaugesetz  um  Be-
 stimmungen  zur  Einbeziehung  der  Gemeinschaftsverpfle-
 gung  in  das  Kontrollsystem  des  ökologischen  Landbaus
 sowie  um  spezifische  Kennzeichnungsanforderungen  in  die-
 sem Bereich ergänzt werden.
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Insgesamt  müssen  nahezu  sämtliche  Vorschriften  des  Öko-
 Landbaugesetzes  formell  an  die  neue  EG-Öko-Basisverord-
 nung  angepasst  werden,  z.  B.  an  die  Änderung  der  Bezeich-
 nung  der  Verordnung,  an  die  teilweise  geänderten  Rechtsbe-
 griffe  oder  an  die  geänderte  Struktur  des  Verordnungstextes.
 Dasselbe  gilt  für  die  Straf-  und  Bußgeldvorschriften  sowie
 die  Mitteilungs-  und  Unterrichtungspflichten  der  Kontroll-
 stellen gegenüber den zuständigen Behörden.

 Außerdem  muss  das  Öko-Kennzeichengesetz,  das  die  Kenn-
 zeichnung  von  ökologischen  Produkten  mit  dem  staatlichen
 Bio-Siegel  regelt,  geändert  werden,  um  Verweisungen  auf
 Vorschriften  des  EG-Rechts  an  die  neue  EG-Öko-Basisver-
 ordnung anzupassen.

 II.  Gesetzgebungskompetenz des Bundes

 Gegenstand  des  Gesetzes  ist  es,  die  Durchführung  der  ge-
 meinschaftlichen  Rechtsvorschriften  auf  dem  Gebiet  des
 ökologischen  Landbaus  zu  regeln  und  die  auf  dem  Gebiet
 des  ökologischen  Landbaus  in  Deutschland  geltenden
 Rechtsvorschriften  –  Öko-Landbaugesetz  und  Öko-Kenn-
 zeichengesetz  –  an  das  geänderte  EG-Recht  anzupassen.  Die
 Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  folgt  daher  aus
 Artikel  74  Abs.  1  Nr.  17  des  Grundgesetzes  (GG)  (Förde-
 rung  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Erzeugung,  Ein-
 und Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse).

 Soweit  die  Regelungen  die  gewerbliche  Verarbeitung  und
 den  Handel  der  ökologischen  Produkte  betreffen,  folgt  die
 Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  aus  Artikel  74  Abs.  1
 Nr.  11  GG  (Recht  der  Wirtschaft).  Das  insoweit  nach  Arti-
 kel  72  Abs.  2  GG  erforderliche  gesamtstaatliche  Interesse  an
 einer bundesgesetzlichen Regelung liegt vor.

 Nach  Ablösung  der  EG-Öko-Verordnung  durch  die  neue
 EG-Öko-Basisverordnung  ist  zur  Durchführung  der  geän-
 derten  Bestimmungen  wie  bisher  eine  bundesgesetzliche  Re-
 gelung  zur  Wahrung  der  Rechts-  und  Wirtschaftseinheit  im
 gesamtstaatlichen  Interesse  erforderlich.  Dies  gilt  insbeson-
 dere  im  Hinblick  auf  die  einheitliche  Ausgestaltung  des
 Kontrollverfahrens  im  ökologischen  Landbau  in  Deutsch-
 land,  etwa  durch  die  Schaffung  einheitlicher  Voraussetzun-
 gen  für  die  Zulassung  privater  Kontrollstellen  und  die  Fest-
 legung  der  von  diesen  zu  erfüllenden  Aufgaben.  Im  Falle
 landesrechtlich  unterschiedlich  geregelter  Kontrollverfahren
 würden  regional  unterschiedliche  Wettbewerbsbedingungen
 sowohl  für  die  Kontrollstellen  als  auch  für  die  kontrollierten
 Betriebe  und  damit  für  die  Erzeugung  und  Herstellung  öko-
 logischer  Produkte  entstehen.  Nur  durch  eine  bundeseinheit-
 liche  Regelung  kann  sichergestellt  werden,  dass  für  den
 Wirtschaftsstandort  Deutschland  einheitliche  rechtliche
 Rahmenbedingungen  im  Hinblick  auf  den  ökologischen
 Landbau gegeben sind.

 Auch  die  Anpassung  des  Öko-Kennzeichengesetzes  an  die
 geänderten  Vorschriften  des  EG-Rechts  kann  nur  durch  eine
 bundesgesetzliche  Regelung  erfolgen.  Sinn  des  staatlichen
 Bio-Siegels  ist  es,  durch  seine  einheitliche  Ausgestaltung  die
 Verbraucher  über  die  ökologische  Erzeugung  der  Produkte
 zu  informieren  und  hinsichtlich  seiner  Kriterien  für  das  ge-
 samte  Bundesgebiet  einheitliche  Standards  zu  setzen.  Nur
 durch  eine  bundeseinheitliche  Regelung  kann  sichergestellt
 werden,  dass  für  den  Wirtschaftstandort  Deutschland  weiter-

 hin  einheitliche  rechtliche  Rahmenbedingungen  im  Hinblick
 auf die Verwendung des Bio-Siegels gegeben sind.

 Für  die  in  Artikel  1  §§  12  bis  14  des  Gesetzentwurfs  enthal-
 tenen  Vorschriften  zur  Ahndung  von  Verstößen  gegen  das
 Öko-Landbaugesetz  als  Straftat  oder  als  Ordnungswidrigkeit
 ist  die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  nach  Artikel  74
 Abs. 1 Nr. 1 GG begründet.

 III.  Alternativen

 Zu dem Gesetzentwurf gibt es keine Alternativen.

 IV.  Gesetzesfolgen

 1.  Geschlechterdifferenzierte Gesetzesfolgen-
 abschätzung

 Die  vorgesehenen  Änderungen  haben  keine  geschlechts-
 spezifischen  Auswirkungen.  Die  gleichstellungspolitischen
 Auswirkungen  des  Gesetzentwurfs  wurden  gemäß  §  2  des
 Bundesgleichstellungsgesetzes  und  §  2  der  Gemeinsamen
 Geschäftsordnung  der  Bundesministerien  geprüft.  Die  vor-
 gesehenen  Regelungen  wirken  sich  auf  beide  Geschlechter
 gleichermaßen  aus.  Eine  Unterscheidung  zwischen  Männern
 und  Frauen  findet  auch  in  indirekter  Weise  nicht  statt.  Die
 Relevanzprüfung  in  Bezug  auf  Gleichstellungsfragen  fällt
 damit negativ aus.

 2.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen
 Haushalte

 a)  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Für  Bund,  Länder  und  Kommunen  entstehen  durch  die
 Anpassung  des  Öko-Landbaugesetzes  keine  zusätzlichen
 Haushaltsausgaben.

 b)  Vollzugsaufwand

 Die  Anpassung  des  Öko-Landbaugesetzes  wird  keine  Erhö-
 hung  des  Verwaltungs-  und  Vollzugsaufwandes  bei  Bund,
 Ländern und Kommunen zur Folge haben.

 3.  Kosten für die Wirtschaft und Preiswirkungen

 a)  Allgemeine Kosten

 Für  die  Wirtschaftsbeteiligten  fallen  gegenüber  der  bisheri-
 gen Rechtslage keine höheren Kosten an.

 b)  Bürokratiekosten

 Genehmigungsvorbehalte  mit  entsprechenden  staatlichen
 Überwachungs-  und  Genehmigungsverfahren  sowie  Infor-
 mationspflichten,  die  zu  einer  Ausweitung  der  Bürokratie-
 kosten führen, werden weder eingeführt noch erweitert.

 c)  Preiswirkungen

 Kosten,  die  zu  einer  Erhöhung  von  Einzelpreisen  führen,  und
 unmittelbare  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau,  insbeson-
 dere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,  sind  nicht  zu  erwarten.

 4.  Evaluierung

 Eine  zeitlich  festgelegte  Überprüfung  der  mit  dem  Gesetz
 beabsichtigten  Wirkungen  ist  nicht  vorgesehen,  da  das  Ge-
 setz  keine  neuen,  verpflichtenden  Aufgaben  regelt  und  die
 im  Gesetz  getroffenen  Regelungen  insgesamt  kostenneutral
 sind.
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V.  Befristung

 Die  Möglichkeit  der  Befristung  der  vorgesehenen  Regelun-
 gen  wird  verneint,  da  es  gerade  das  Ziel  des  Gesetzgebungs-
 verfahrens  ist,  die  rechtlichen  Rahmenbedingungen  des  öko-
 logischen  Landbaus  vor  dem  Hintergrund  der  geänderten
 Gemeinschaftsrechtslage  zukunftsorientiert  und  dauerhaft
 abzusichern.

 VI.  Vereinbarkeit  mit  dem  Recht  der  Europäischen  Union

 Das  Gesetz  dient  der  Anpassung  von  Vorschriften  auf  dem
 Gebiet  des  ökologischen  Landbaus  an  die  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  des  Rates  vom  28.  Juni  2007  über  die  ökologi-
 sche/biologische  Produktion  und  die  Kennzeichnung  von
 ökologischen/biologischen  Erzeugnissen  und  zur  Aufhe-
 bung  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  2092/91.  Es  dient  ferner
 der  Umsetzung  eines  Urteils  des  Europäischen  Gerichtshofs
 sowie  der  EU-Dienstleistungsrichtlinie.  Im  Übrigen  steht
 den  vorgesehenen  Vorschriften  Gemeinschaftsrecht  nicht
 entgegen.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Öko-Landbaugesetz)

 Zu §  1  – Anwendungsbereich

 §  1  bestimmt  den  Geltungsbereich  des  Gesetzes.  Er  verweist
 insoweit  auf  die  geänderten  gemeinschaftlichen  Rahmenvor-
 schriften auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus.

 Zu §  2  – Durchführung

 Wie  bisher  liegt  nach  Absatz  1  die  Zuständigkeit  für  die
 Durchführung  der  EG-Öko-Basisverordnung  nach  Artikel  30
 GG  grundsätzlich  bei  den  Ländern.

 Mit  Absatz  2  werden  wie  im  bisherigen  Umfang  bestimmte
 Aufgaben  des  Vollzugs  der  EG-Öko-Basisverordnung  bei
 der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  gebün-
 delt.

 Wie  im  geltenden  Recht  werden  das  Zulassungsverfahren
 und  die  Entscheidung  über  den  Entzug  der  Zulassung  einer
 Kontrollstelle  durch  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft
 und  Ernährung  wahrgenommen  (Nummer  1  und  2).  Die  Zu-
 lassung  einer  Kontrollstelle  ist  nach  Artikel  27  Abs.  4
 Buchstabe  b  Satz  2  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  Vo-
 raussetzung  dafür,  dass  von  dieser  Kontrollstelle  Kontroll-
 aufgaben  wahrgenommen  werden  können.  Nach  Nummer  3
 liegt  wie  bisher  auch  die  Zuständigkeit  für  die  Erteilung  der
 Codenummer  an  die  zugelassenen  Kontrollstellen  bei  der
 Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung.  Zu  weite-
 ren  Einzelheiten  des  Verfahrens  beim  Entzug  der  Zulassung
 wird auf die Ausführungen zu §  4 Abs.  5 verwiesen.

 Das  Verfahren  nach  Artikel  33  Abs.  1  der  EG-Öko-Basisver-
 ordnung  zur  Einfuhr  von  Erzeugnissen  mit  gleichwertigen
 Garantien  aus  Drittländern  sieht  den  bisherigen  Weg  der  Er-
 teilung  der  Genehmigungen  für  die  Vermarktung  von  aus
 Drittländern  eingeführten  Öko-Erzeugnissen  durch  die  zu-
 ständigen  Behörden  der  Mitgliedstaaten  nicht  mehr  vor.
 Gleichwohl  hat  die  Europäische  Kommission  angekündigt,
 nach  Artikel  40  der  EG-Öko-Basisverordnung  im  Zuge  des
 Erlasses  von  Durchführungsbestimmungen  Übergangsmaß-

 nahmen  vorzusehen,  die  zum  Ziel  haben,  das  genannte  bis-
 herige  einzelstaatliche  Genehmigungsverfahren  vorüberge-
 hend  weiter  in  Kraft  zu  belassen.  Für  diesen  Fall  bedarf  es
 einer  Vorratsvorschrift,  die  unter  Rückgriff  auf  die  bisher  be-
 währte  Regelung  eine  Bündelung  bei  der  Bundesanstalt  für
 Landwirtschaft  und  Ernährung  sowohl  zur  Verwaltungsver-
 einfachung  als  auch  im  Hinblick  auf  die  Herstellung  gleicher
 Wettbewerbsbedingungen  für  die  in  Deutschland  ansässigen
 Importeure  ermöglicht.  Dem  wird  mit  Nummer  4  Rechnung
 getragen.  Gleiches  trifft  sinngemäß  auf  die  mit  Nummer  5
 vorgesehene  Regelung  in  Bezug  auf  die  Erteilung  der  vor-
 läufigen  Zulassung  der  Verwendung  bestimmter  Zutaten
 landwirtschaftlichen  Ursprungs  bei  der  Herstellung  von
 Öko-Lebensmitteln  zu.  Hierbei  ist  allerdings,  wenn  auch  das
 Verfahren  noch  einer  detaillierten  Regelung  bedarf,  die
 Möglichkeit  der  vorläufigen  Zulassung  durch  die  Mitglied-
 staaten  bereits  in  Artikel  19  Abs.  2  Buchstabe  c  der
 EG-Öko-Basisverordnung angelegt.

 Absatz  3  entspricht  dem  geltenden  Recht.  Die  Regelung
 greift  wie  bisher  die  Möglichkeiten  der  Länder  auf,  die  Er-
 füllung  ihrer  hoheitlichen  Aufgaben  Kontrollstellen  oder  an-
 deren  natürlichen  oder  juristischen  Personen  des  Privatrechts
 durch  Rechtsverordnung  zu  übertragen  oder  sie  daran  zu  be-
 teiligen.  Damit  wird  den  Ländern  auch  zukünftig  ein  verfah-
 rensökonomischer  Weg  geboten,  zur  Wahrnehmung  der  bei
 ihnen  verbleibenden  hoheitlichen  Aufgaben  im  Zusammen-
 hang  mit  der  Durchführung  der  EG-Öko-Basisverordnung
 die Beleihung oder Mitwirkung Privater vorzusehen.

 Zu §  3  – Kontrollsystem

 In  Absatz  1  wird  von  der  Möglichkeit  des  Artikels  27  Abs.  4
 Buchstabe  b  der  EG-Öko-Basisverordnung  Gebrauch  ge-
 macht,  die  Durchführung  der  Kontrollaufgaben  im  ökologi-
 schen  Landbau  –  wie  bisher  –  in  weitem  Umfang  zugelasse-
 nen privaten Kontrollstellen zu übertragen.

 Umfasst  von  der  Übertragung  sind  die  in  Artikel  27  Abs.  12
 in  Verbindung  mit  Abs.  2  der  EG-Öko-Basisverordnung  ge-
 nannten  Vorkehrungen  und  Kontrollanforderungen,  zu  de-
 nen  von  der  Europäischen  Kommission  detaillierte  Durch-
 führungsbestimmungen  zu  erlassen  sind.  Dabei  ist  der
 Begriff  „mindestens“  in  Artikel  27  Abs.  2  und  12  der
 EG-Öko-Basisverordnung  so  zu  verstehen,  dass  der  vorgese-
 hene  Kontrollrahmen  bei  der  Durchführung  der  Kontroll-
 aufgaben  mit  Rücksicht  auf  die  konkreten  Bedingungen
 im  Zusammenspiel  von  Kontrollstelle  und  kontrolliertem
 Unternehmen  im  Sinne  von  Artikel  27  Abs.  3  Satz  1  der
 EG-Öko-Basisverordnung  risikoorientiert  zu  spezifizieren
 ist.  Die  auf  der  Grundlage  des  Lebensmittel-  und  Futtermit-
 telgesetzbuches  von  den  Ländern  durchgeführte  Lebens-  und
 Futtermittelüberwachung  der  im  Handel  befindlichen  Er-
 zeugnisse  des  ökologischen  Landbaus  bleibt  von  der  Über-
 tragung  der  Aufgaben  der  Kontrolle  im  ökologischen  Land-
 bau an zugelassene private Kontrollstellen unberührt.

 Das  bewährte  System  der  Öko-Kontrolle  wird  hiermit  fort-
 geschrieben.  Dadurch  wird  einerseits  dem  Bestreben  nach
 einer  möglichst  weitgehenden  Aufgabenerledigung  durch
 Private  Rechnung  getragen,  ohne  andererseits  besonders  ein-
 schneidende  oder  eine  Vielzahl  von  Betrieben  des  ökologi-
 schen  Landbaus  betreffende  hoheitliche  Entscheidungen  aus
 dem  behördlichen  Aufgabenbereich  auszugliedern.  Vom
 behördlichen  Aufgabenbereich  grundsätzlich  erfasst  sind
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insbesondere  die  der  Flexibilität  der  Anwendung  der
 EG-Öko-Basisverordnung  dienenden  Aufgaben,  die  mit  der
 Gewährung  der  Ausnahmen  von  den  Produktionsvorschrif-
 ten  nach  Artikel  22  der  EG-Öko-Basisverordnung  im  Zu-
 sammenhang  stehen,  soweit  diese  nach  den  Bestimmungen
 der  zur  Durchführung  dieser  Verordnung  erlassenen  Rechts-
 akte  der  Europäischen  Union  den  zuständigen  Behörden  vor-
 behalten sind.

 Artikel  28  Abs.  1  der  EG-Öko-Basisverordnung  verpflichtet
 alle  Unternehmer,  die  Öko-Erzeugnisse  erzeugen,  aufberei-
 ten,  lagern,  aus  einem  Drittland  einführen,  ausführen  oder  in
 den  Verkehr  bringen,  vor  dem  erstmaligen  Inverkehrbringen
 dieser  Erzeugnisse  ihre  Tätigkeit  gemäß  Buchstabe  a  dieser
 Vorschrift  bei  der  zuständigen  Behörde  des  Mitgliedstaates
 zu  melden,  in  dem  diese  Tätigkeit  ausgeübt  wird,  und  das
 Unternehmen  gemäß  Buchstabe  b  dem  Kontrollsystem  zu
 unterstellen.  Diese  Bestimmungen,  die  für  das  Funktionieren
 des  Kontroll-  und  Überwachungssystems  von  zentraler  Be-
 deutung  sind,  normieren  weitergehender  als  das  bisherige
 Gemeinschaftsrecht  nicht  nur  den  Grundsatz  der  Melde-  und
 Kontrollpflichtigkeit,  sondern  nehmen  auch  den  zeitlichen
 Aspekt  in  Betracht.  Insoweit  besteht  für  den  Regelungs-
 gehalt  der  bisherigen  Absätze  2  und  3  in  §  3  des  Öko-Land-
 baugesetzes,  in  denen  diese  Aspekte  bisher  schon  genauso
 wie  in  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  geregelt  waren,
 kein Bedarf mehr.

 Absatz  2  entspricht  dem  bisherigen  §  3  Abs.  1a  des
 Öko-Landbaugesetzes.  Die  bisherige  Regelung,  die  von  der
 im  Gemeinschaftsrecht  eröffneten  Möglichkeit  Gebrauch
 macht,  Einzelhändler  unter  bestimmten  Bedingungen  von
 der  Melde-  und  Kontrollpflichtigkeit  zu  befreien,  hat  sich  in
 der  Praxis  bewährt  und  wird  im  Wortlaut  an  die  Vorschriften
 der EG-Öko-Basisverordnung angepasst.

 Zu §  4  –  Zulassung der Kontrollstellen und Entzug der
 Zulassung

 Die  Regelung  in  Absatz  1  Nr.  1  bis  4  entspricht  dem  gelten-
 den  Recht.  Mitgliedstaaten,  die  von  der  Option  des  Artikels  27
 Abs.  4  Buchstabe  b  der  EG-Öko-Basisverordnung  Gebrauch
 machen,  indem  sie  Kontrollaufgaben  auf  Private  übertragen,
 müssen  die  Zulassung  der  Privaten  vorschreiben,  um  die
 ordnungsgemäße  Aufgabenerledigung  durch  diese  sicherzu-
 stellen  und  zu  gewährleisten,  dass  die  von  der  EG-Öko-Basis-
 verordnung  in  Artikel  27  Abs.  6  in  Verbindung  mit  Abs.  5
 gestellten  Anforderungen  erfüllt  werden.  Diesem  Erforder-
 nis wird mit §  4 Abs.  1 Rechnung getragen.

 Die  bisherigen  Nummern  1  und  2  werden  an  den  Wortlaut
 der neuen EG-Öko-Basisverordnung angepasst.

 Mit  Absatz  2  wird  das  Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofs
 vom  29.  November  2007  im  Klageverfahren  der  Kommission
 gegen  die  Bundesrepublik  Deutschland  (Rechtssache  C-404/
 05)  umgesetzt.  Der  Europäische  Gerichtshof  hat  entschieden,
 dass  die  bisherige  Anforderung  im  deutschen  Öko-Landbau-
 gesetz,  dass  private  Kontrollstellen  für  den  ökologischen
 Landbau,  die  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  der  Europäi-
 schen  Union  zugelassen  sind,  in  Deutschland  eine  Nieder-
 lassung  unterhalten  müssen,  damit  sie  hier  Kontrollleistun-
 gen  erbringen  können,  eine  unzulässige  Beschränkung  der
 Dienstleistungsfreiheit  in  der  Gemeinschaft  und  damit  einen
 Verstoß  gegen  Artikel  49  des  EG-Vertrages  darstellt.

 Dem  Urteil  des  Gerichtshofs  wird  durch  Streichung  des
 Niederlassungserfordernisses für Kontrollstellen, die bereits
 in  einem  anderen  Mitgliedstaat  zugelassen  sind,  nachgekom-
 men.  Absatz  2  sieht  vor,  dass  eine  Kontrollstelle  mit  Sitz
 oder  Niederlassung  in  einem  anderen  Mitgliedstaat  unter  Be-
 rücksichtigung  der  dort  erteilten  Zulassung  nach  Maßgabe
 der  nach  Absatz  1  Nr.  1  bis  3  zu  erfüllenden  Voraussetzun-
 gen  zugelassen  wird.  Die  Kontrollstelle  muss  nachweisen,
 dass  sie  im  Niederlassungsstaat  tatsächlich  zugelassen  ist
 und  dass  sie  über  die  notwendigen  Strukturen  für  die  Leis-
 tungen verfügt, die sie in Deutschland erbringen möchte.

 Absatz  3  entspricht  dem  geltenden  Recht  (bisher  Absatz  2).
 Mit  Absatz  3  wird  wie  bisher  der  Tatsache  Rechnung  getra-
 gen,  dass  den  Ländern  die  Möglichkeit  der  Beleihung  der
 Kontrollstellen  mit  hoheitlichen  Aufgaben  offen  steht.  Län-
 der,  die  von  dieser  Möglichkeit  Gebrauch  machen  wollen,
 haben  ein  berechtigtes  Interesse,  jede  in  ihrem  Land  tätige
 Kontrollstelle  zu  beleihen.  Insoweit  wird  einer  Kontrollstelle
 die  Zulassung  für  das  betreffende  Land  unter  der  aufschie-
 benden  Bedingung  erteilt,  dass  die  Beleihung  erfolgt.  Satz  4
 enthält  die  Regelung,  dass  die  Zulassung  für  Länder,  in
 denen  eine  Mitwirkung  nach  §  2  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  vorge-
 sehen  ist,  unter  Hinweis  auf  die  jeweilige  Rechtsverordnung
 des  Landes  erteilt  wird.  Die  Rechtsnatur  der  Zulassung  bleibt
 dadurch unberührt.

 Die  bisherige  Regelung  in  §  4  Abs.  2a  des  Öko-Landbauge-
 setzes  mit  der  Möglichkeit,  die  Zulassung  mit  Befristungen,
 Bedingungen  und  Auflagen  oder  einem  Vorbehalt  des
 Widerrufs zu versehen, wird in Absatz  4 aufgenommen.

 Absatz  5  entspricht  dem  geltenden  Recht  (bisher  Absatz  3).
 Die  Regelungen  über  das  bewährte  arbeitsteilige  Verfah-
 ren  der  Überwachung  der  in  den  einzelnen  Ländern  tätigen
 Kontrollstellen  durch  die  zuständigen  Behörden  gemäß
 Artikel  27  Abs.  8  und  9  Buchstabe  a  bis  d  der  EG-Öko-
 Basisverordnung  werden  unter  Berücksichtigung  der  neuen
 Regelung  von  im  EU-Ausland  zugelassenen  Kontrollstellen
 zur  Umsetzung  des  Urteils  des  Europäischen  Gerichtshofs
 (§  4  Abs.  2)  fortgeschrieben.  Dabei  wird  wie  bisher  der  für
 den  Sitz  oder  die  Niederlassung  der  jeweiligen  Kontrollstelle
 zuständigen  Landesbehörde  eine  Schlüsselrolle  sowohl  bei
 der  Koordinierung  der  Überwachung  als  auch  bei  der  Ent-
 scheidung  über  die  Änderung  von  Nebenbestimmungen  zur
 Zulassung  oder  den  Entzug  der  Zulassung  durch  die  Bundes-
 anstalt für Landwirtschaft und Ernährung zugewiesen.

 Der  Entzug  der  Zulassung  einer  Kontrollstelle  resultiert
 regelmäßig  aus  dem  Überwachungsverfahren,  das  nach
 Satz  1  den  zuständigen  Behörden  der  Länder  obliegt.  Damit
 die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  über
 die  Änderung  von  Nebenbestimmungen  zur  Zulassung  oder
 den  Entzug  der  Zulassung  entscheiden  kann,  muss  die  für  die
 Überwachung  zuständige  Landesbehörde  nach  der  Feststel-
 lung  von  Verstößen  einer  Kontrollstelle  gegen  die  EG-Öko-
 Basisverordnung,  die  die  Änderung  von  Nebenbestimmun-
 gen  zur  Zulassung  oder  den  Entzug  der  Zulassung  rechtfer-
 tigen,  die  Änderung  von  Nebenbestimmungen  zur  Zulassung
 oder  den  Entzug  der  Zulassung  bei  der  Bundesanstalt  für
 Landwirtschaft  und  Ernährung  beantragen.  Diesem  Erfor-
 dernis  wird  durch  Satz  2  Rechnung  getragen.  Da  der  für  den
 Sitz  oder  die  Niederlassung  der  jeweiligen  Kontrollstelle  zu-
 ständigen  Landesbehörde  in  dem  Verfahren  eine  Schlüssel-
 rolle  zufällt,  ist  die  Aufgabe  der  Antragstellung  folgerichtig
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der  Behörde  des  Landes  zugewiesen,  in  dem  der  Sitz  oder  die
 Niederlassung der Kontrollstelle belegen ist.

 Im  Fall  der  Feststellung  von  die  Änderung  von  Nebenbe-
 stimmungen  zur  Zulassung  oder  den  Entzug  der  Zulassung
 rechtfertigenden  Verstößen  einer  Kontrollstelle  gegen  die
 EG-Öko-Basisverordnung,  die  nicht  über  einen  Sitz  oder
 eine  Niederlassung  im  Inland,  sondern  in  einem  anderen
 Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union  verfügt,  ist  vorgese-
 hen,  dass  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernäh-
 rung  auf  der  Grundlage  eines  entsprechenden  Ersuchens  der
 gemäß  Satz  1  für  die  Überwachung  der  Tätigkeit  der  Kon-
 trollstelle  zuständigen  Landesbehörde  über  die  Änderung
 von  Nebenbestimmungen  zur  Zulassung  oder  den  Entzug
 der  Zulassung  entscheidet  (Satz  2  Nr.  1  Buchstabe  b).  Die
 Informationspflicht  der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft
 und  Ernährung  gegenüber  der  in  dem  anderen  Mitgliedstaat
 für  die  Zulassung  der  betreffenden  Kontrollstelle  zustän-
 digen  Behörde  gemäß  Artikel  30  Abs.  2  Satz  1  der
 EG-Öko-Basisverordnung bleibt davon unberührt.

 Zu §  5  – Pflichten der Kontrollstellen

 Absatz  1  entspricht  dem  geltenden  Recht.  Mit  Absatz  1  wird
 Artikel  28  Abs.  4  der  EG-Öko-  Basisverordnung  Rechnung
 getragen,  nach  dem  die  Mitgliedstaaten  sicherzustellen  ha-
 ben,  dass  jeder  Unternehmer,  der  die  Vorschriften  dieser  Ver-
 ordnung  erfüllt  und  als  Beitrag  zu  den  Kontrollkosten  eine
 angemessene  Gebühr  entrichtet,  einen  Anspruch  hat,  in  das
 Kontrollsystem  einbezogen  zu  werden.  Die  Einschränkung
 der  Bedingungen,  unter  denen  ein  Unternehmen  in  die  Kon-
 trollen  einer  Kontrollstelle  einzubeziehen  ist,  in  Bezug  auf
 die  tatsächliche  Zulassung  dieser  Kontrollstelle  in  dem  be-
 troffenen  Land,  soll  wie  bisher  den  Regelungen  nach  §  4
 Abs.  3  Satz  2  und  3  Rechnung  tragen.  Nach  diesen  Bestim-
 mungen  kann  die  Zulassung  auf  Antrag  auf  einzelne  Länder
 beschränkt  oder  für  Länder,  in  denen  eine  Beleihung  vor-
 gesehen  ist,  unter  der  aufschiebenden  Bedingung  erteilt
 werden,  dass  die  Beleihung  erfolgt.  Es  besteht  insoweit  im
 zweiten  Fall  die  Möglichkeit,  dass  eine  Kontrollstelle  in
 bestimmten  Ländern,  solange  die  aufschiebende  Bedingung
 nicht  eintritt,  nicht  zur  Durchführung  von  Kontrollen  zuge-
 lassen  ist.  Diese  Tatsache  ist  als  Ablehnungsgrund  zu  be-
 rücksichtigen.  Weitere  von  der  Kontrollstelle  vorgebrachte
 Gründe  für  eine  Ablehnung  des  Verlangens  eines  Unterneh-
 mens,  in  die  Kontrollen  einbezogen  zu  werden,  werden  wie
 bisher  nach  Satz  2  Nr.  1  mit  lediglich  redaktionellen  Anpas-
 sungen  an  den  Wortlaut  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung
 unter  den  Entscheidungsvorbehalt  der  nach  Landesrecht  zu-
 ständigen  Behörde  gestellt.  Da  das  Ausüben  der  Berechti-
 gungen  nach  der  EG-Öko-Basisverordnung  auch  weiterhin
 zwingend  die  Teilnahme  eines  Unternehmens  an  dem  Kon-
 trollsystem  voraussetzt,  kann  der  Kontrahierungszwang  für
 die  Kontrollstellen  wie  bisher  nur  dann  gelockert  werden,
 wenn  die  Kontrolle  anderweitig  (z.  B.  durch  die  nach  Landes-
 recht  zuständige  Behörde  oder  eine  andere  gleichwertige
 Kontrollstelle)  sichergestellt  ist.  Diesem  Erfordernis  soll  in
 Nummer  2  Rechnung  getragen  werden,  indem  die  anderwei-
 tige  Sicherstellung  der  Durchführung  der  Kontrollen  für  das
 Unternehmen  als  Voraussetzung  für  die  Ausnahme  vom
 Kontrahierungszwang formuliert wird.

 Absatz  2  schreibt  die  geltende  Rechtslage  in  §  5  Abs.  1a  des
 Öko-Landbaugesetzes  mit  einem  an  die  neue  EG-Öko-Basis-

 verordnung  angepassten  Wortlaut  fort.  Die  Bestimmung  ver-
 folgt  das  Ziel,  die  geschaffenen  Informationsmöglichkeiten
 für  die  Wirtschaftsbeteiligten,  Kontrollstellen,  zuständigen
 Behörden  und  die  Verbraucher  aufrechtzuerhalten,  um  zum
 Beispiel  über  internetbasierte  Datenangebote  sichere  Aus-
 künfte  über  die  Echtheit  der  betroffenen  Bio-Produkte  zu  er-
 halten.  Damit  soll  dieses  bewährte  Instrument,  mit  dem  der
 Gefahr  der  missbräuchlichen  Verwendung  der  Öko-Kenn-
 zeichnung  wirksam  begegnet  werden  kann,  weiter  nutzbar
 bleiben.

 Absatz  3  enthält  den  bisherigen  Regelungsgehalt  von  §  5
 Abs.  2  des  Öko-Landbaugesetzes  mit  Anpassungen  an  den
 Wortlaut  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung.  Satz  1  stellt
 die  bewährte  direkte  und  effektive  Zusammenarbeit  der
 Kontrollstellen  zur  ordnungsgemäßen  Durchführung  des  Ge-
 meinschaftsrechts  für  den  ökologischen  Landbau  und  des
 Öko-Landbaugesetzes  sicher.  Diese  Bestimmung  entbindet
 die  Kontrollstellen  jedoch  nicht  von  ihrer  Meldepflicht  ge-
 genüber  den  zuständigen  Behörden  nach  Satz  2  sowie
 Artikel  27  Abs.  5  Buchstabe  d  Satz  2  der  EG-Öko-Basisver-
 ordnung.

 Mit  den  Sätzen  3  und  4  sollen  die  Melde-  und  Informations-
 pflichten  der  Kontrollstellen,  die  sich  insbesondere  aus
 Artikel  30  Abs.  2  Satz  1  und  2  der  EG-Öko-Basisverord-
 nung  ergeben,  für  den  Fall  präzisiert  werden,  dass  sich  ein
 begründeter  Verdacht  auf  Unregelmäßigkeiten  oder  Verstöße
 gegenüber  einem  nicht  von  dieser  Kontrollstelle  kontrollier-
 ten Unternehmen ergibt.

 Satz  3  macht  wie  im  geltenden  Recht  deutlich,  dass  sich  die
 Kontrollstelle  bei  gegebener  Veranlassung  auch  mit  der  Fra-
 ge  zu  befassen  hat,  ob  die  beim  kontrollierten  Unternehmen
 festgestellte  tatbestandsmäßige  Unregelmäßigkeit  ihren  Ur-
 sprung  in  einem  anderen  Unternehmen  hat.  Dieser  Frage  ist
 immer  dann  nachzugehen,  wenn  die  Feststellungen  der  Kon-
 trollstelle  eine  Zuwiderhandlung  auf  einer  vorgelagerten
 Produktionsstufe  (Zulieferunternehmen)  erkennen  lassen,  so
 dass  eine  Rückverfolgung  notwendig  ist.  Unterliegt  das  vor-
 gelagerte  Unternehmen  nicht  der  Kontrolle  der  Kontrollstel-
 le,  muss  diese  die  für  dieses  Unternehmen  zuständige  Kon-
 trollstelle  über  ihre  Feststellungen  unterrichten.  Diese
 Pflicht  muss  dann  schon  bei  dem  begründeten  (d.  h.  auf  Tat-
 sachen  gestützten)  Verdacht  einer  Unregelmäßigkeit  oder
 eines  Verstoßes  eingreifen,  weil  die  unterrichtende  Kontroll-
 stelle  mangels  eigener  Zuständigkeit  keine  abschließende
 Prüfung  bei  dem  vorgelagerten  Unternehmen  durchführen
 kann.

 Neu  aufgenommen  in  die  Regelung  wurde  Satz  4.  Soweit  das
 vorgelagerte  Unternehmen  seinen  Sitz  im  Ausland  hat,  soll
 Satz  4  sicherstellen,  dass  die  zuständigen  Behörden  ihren  In-
 formationspflichten  gegenüber  den  zuständigen  Behörden  in
 den  anderen  Mitgliedstaaten  und  der  Europäischen  Kommis-
 sion  nachkommen  können.  Die  Europäische  Kommission  ist
 insbesondere  in  solchen  Fällen  zu  unterrichten,  in  denen  es
 sich  bei  den  den  Verdacht  auslösenden  Erzeugnissen  um
 nach  den  Artikeln  32  und  33  der  EG-Öko-Basisverordnung
 aus  Drittländern  importierte  Produkte  handelt.  Des  Weiteren
 soll  durch  Satz  4  bestimmt  werden,  dass  die  Verdachtsmel-
 dung  der  Kontrollstelle  stets  an  die  Behörde  zu  richten  ist,
 die  für  den  Ort  der  Tätigkeit  des  von  der  Kontrollstelle  kon-
 trollierten  Unternehmens  zuständig  ist,  bei  deren  Kontrolle
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die  den  Verdacht  begründenden  Tatsachen  festgestellt  wor-
 den sind.

 Absatz  4  soll  wie  bisher  die  Vorschriften  zum  Schutz  der
 kontrollunterworfenen  Unternehmen  enthalten,  denen  im
 Fall  der  Einstellung  der  Tätigkeit  der  sie  bisher  kontrollie-
 renden  Stelle,  auch  im  Falle  einer  Insolvenz,  Gelegenheit  ge-
 geben  werden  soll,  die  weitere  Teilnahme  am  Kontrollver-
 fahren  –  möglichst  ohne  zeitliche  Unterbrechung  –  sicher-
 zustellen.

 Zu §  6 –  Vorschriften  für  gemeinschaftliche  Verpflegungs-
 einrichtungen

 Der  Geltungsbereich  der  bisherigen  EG-Öko-Verordnung  er-
 streckte  sich  auch  auf  gemeinschaftliche  Verpflegungsein-
 richtungen  (Gaststätten,  Kantinen,  Großküchen  und  ähnliche
 Unternehmen).  Insoweit  hat  sich  unter  Berücksichtigung  der
 Besonderheiten  dieses  Sektors,  die  ihn  von  der  Lebensmittel
 verarbeitenden  Industrie  unterscheiden,  eine  spezifische
 Kennzeichnungs-  und  Kontrollpraxis  herausgebildet.  Die
 neue  EG-Öko-Basisverordnung  nimmt,  abweichend  von  der
 bisherigen  Gemeinschaftsrechtslage,  Tätigkeiten  in  gemein-
 schaftlichen  Verpflegungseinrichtungen  explizit  aus  ihrem
 Anwendungsbereich  aus.  Diese  Einrichtungen  sind  aller-
 dings  von  solchen  Unternehmen  zu  unterscheiden,  die  fer-
 tige  Gerichte  für  den  Handel  zubereiten  und  in  Einzelportio-
 nen  für  Endverbraucher  verpackt  zum  weiteren  Vertrieb  in
 den  Verkehr  bringen  und  infolgedessen  dem  Anwendungs-
 bereich der EG-Öko-Basisverordnung unterliegen.

 Durch  den  Ausschluss  der  Gemeinschaftsverpflegung  aus
 dem  Kontrollsystem  des  ökologischen  Landbaus  würde  sich
 in  einem  wichtigen  Sektor  des  Öko-Marktes,  der  weiter  an
 Bedeutung  gewinnt,  eine  Rechtslücke  auftun,  die  aus  wett-
 bewerbs-  und  verbraucherschutzrechtlichen  Gründen  nicht
 tolerierbar  ist.  Vor  dem  Hintergrund  der  breiten  Akzeptanz
 der  bereits  funktionierenden  Kontrollen  in  diesem  Sektor
 seitens  der  betroffenen  Wirtschaftskreise  und  in  Anbetracht
 der  Erwartungen  der  Verbraucher  soll  die  Anwendung  der
 Vorschriften  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  in
 Deutschland  gemäß  Absatz  1  auf  die  Arbeitsgänge  in  ge-
 werbsmäßig  betriebenen,  gemeinschaftlichen  Verpflegungs-
 einrichtungen  ausgedehnt  werden,  soweit  dabei  in  den
 Geltungsbereich  der  EG-Öko-Basisverordnung  fallende
 Erzeugnisse  aufbereitet,  mit  einem  Bezug  auf  die  ökologi-
 sche  oder  biologische  Produktion  gekennzeichnet  und  in  den
 Verkehr  gebracht  werden.  Damit  soll  von  der  den  Mitglied-
 staaten  durch  die  Verordnung  eröffneten  Möglichkeit  Ge-
 brauch  gemacht  werden,  nationale  Vorschriften  für  die
 Kennzeichnung  von  ökologischen  Erzeugnissen  in  Einrich-
 tungen  der  Gemeinschaftsverpflegung  und  deren  Kontrolle
 zu erlassen.

 Neben  der  dinglichen  Ausweitung  des  Anwendungsbereichs
 der  Vorschriften  der  EG-Öko-Basisverordnung  in  Absatz  1
 soll  durch  Absatz  2  deutlich  werden,  dass  auch  Unterneh-
 mer,  die  gemeinschaftliche  Verpflegungseinrichtungen  ge-
 werbsmäßig  betreiben,  den  für  Unternehmer  allgemein  gel-
 tenden  Rechten  und  Pflichten  nach  den  Vorschriften  der
 EG-Öko-Basisverordnung unterliegen.

 Absatz  3  stellt  klar,  dass  Erzeugnisse  nach  Absatz  1  nur  dann
 mit  Bezug  auf  den  ökologischen  Landbau  gekennzeichnet

 und  in  den  Verkehr  gebracht  werden  dürfen,  soweit  sie  die
 Vorschriften der EG-Öko-Basisverordnung erfüllen.

 Absatz  4  greift  das  neue  Kennzeichnungskonzept  der
 EG-Öko-Basisverordnung  auf,  das  im  Unterschied  zum  bis-
 herigen  Gemeinschaftsrecht  den  Hinweis  auf  die  ökolo-
 gische  oder  biologische  Produktion  bei  der  Kennzeichnung
 einzelner  Zutaten  im  Zutatenverzeichnis  auch  dann  erlaubt,
 wenn  das  gesamte  Produkt  nicht  zu  einem  Mindestprozent-
 satz  (bisher  70  oder  95  Prozent)  seiner  gesamten  Zutaten
 landwirtschaftlichen  Ursprungs  aus  Zutaten  besteht,  die  aus
 ökologischer  Herkunft  stammen.  In  der  Verkehrsbezeich-
 nung  eines  verarbeiteten  Lebensmittels  dürfen  allerdings  wie
 bisher  nach  den  Kennzeichnungsbestimmungen  der  neuen
 EG-Öko-Basisverordnung  in  Artikel  23  Abs.  4  Hinweise  auf
 die  ökologische  oder  biologische  Produktion  u.  a.  nur  unter
 der  Voraussetzung  verwendet  werden,  dass  mindestens
 95  Gewichtsprozent  ihrer  Zutaten  landwirtschaftlichen  Ur-
 sprungs  aus  ökologischer  Produktion  stammen  und  die
 nichtökologischen  Zutaten  namentlich  in  einer  durch  die  Eu-
 ropäische  Kommission  geführten  restriktiven  Liste  verzeich-
 net  sind  oder  ihre  Verwendung  durch  die  Mitgliedstaaten
 ausnahmsweise  genehmigt  wurde.  Darüber  hinaus  sind  wei-
 tere  für  die  Verarbeitung  ökologischer  Lebensmittel  geltende
 Bestimmungen einzuhalten.

 Auf  Grund  dieser  strengen  Gemeinschaftsvorschriften  für
 die  Kennzeichnung  ökologischer  Produkte,  insbesondere  bei
 der  Verwendung  eines  Bezugs  auf  die  ökologische  oder  bio-
 logische  Produktion  in  der  Verkehrsbezeichnung,  ist  es  er-
 forderlich  klarzustellen,  dass  als  verarbeitetes  Lebensmittel
 unter  den  Bedingungen  der  gemeinschaftlichen  Verpfle-
 gungseinrichtungen  nicht  nur  das  gesamte  angebotene  Ge-
 richt,  sondern  auch  die  einzeln  zubereitete  Komponente
 eines  Gerichts  betrachtet  werden  können,  soweit  diese  von
 anderen  Komponenten  getrennt  angeboten  wird.  Diesem  Er-
 fordernis  soll  in  Absatz  4  dadurch  Rechnung  getragen
 werden,  dass  eine  Kennzeichnung  mit  Bezug  auf  die  ökolo-
 gische  oder  biologische  Produktion  auch  bei  einzelnen
 Menükomponenten  ermöglicht  wird.  Diese  Möglichkeit  soll
 auch  für  die  Auslobung  einzelner  bei  der  Zubereitung  ver-
 wendeter  landwirtschaftlicher  Ausgangsstoffe  oder  Zutaten
 eröffnet  werden.  Dabei  soll  allerdings  einschränkend  vor-
 geschrieben  werden,  dass  im  Fall  der  Kennzeichnung  eines
 verwendeten  landwirtschaftlichen  Ausgangsstoffs  mit  einem
 Bezug  auf  die  ökologische  oder  biologische  Produktion  sämt-
 liche  in  dieser  gemeinschaftlichen  Verpflegungseinrichtung
 verwendeten  Ausgangsstoffe  dieser  Art  (z.  B.  Karotten)  aus
 ökologischer  Produktion  stammen  müssen,  d.  h.  verwendete
 Ausgangsstoffe  der  gleichen  Art  nicht  teilweise  aus  nichtöko-
 logischen  Quellen  bezogen  werden.  Eine  solche  Einschrän-
 kung  ist  aus  Gründen  der  Transparenz  für  die  Verbraucher
 und für eine nachvollziehbare Kontrolle erforderlich.

 Durch  die  vorgesehenen  Bestimmungen  soll  den  in  diesem
 Sektor  tätigen  Wirtschaftsbeteiligten  unter  ihren  spezi-
 fischen  Bedingungen,  z.  B.  bei  der  Rohstoffbeschaffung,  die
 notwendige  Flexibilität  geboten  werden,  um  im  Bedarfsfall
 tagesaktuell  entscheiden  zu  können,  ob  sie  das  gesamte  Spei-
 senangebot,  einzelne  Menüs,  Gerichte  oder  Komponenten
 mit  einem  Bezug  auf  die  ökologische  oder  biologische  Pro-
 duktion  ausgelobt  anbieten  wollen  oder  ob  sie  lediglich  da-
 rauf  verweisen  wollen,  dass  einzelne  verwendete  landwirt-
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schaftliche  Ausgangsstoffe  oder  Zutaten  aus  ökologischem
 Landbau stammen.

 Zu §  7  – Mitwirkung der Zollbehörden

 Die  Vorschrift  entspricht  dem  bisherigen  §  6  des  Öko-Land-
 baugesetzes.  Sie  regelt  die  Mitwirkung  des  Bundesministeri-
 ums  der  Finanzen  und  der  von  ihm  bestimmten  Zolldienst-
 stellen  bei  der  Überwachung  der  Einfuhr  von  gemäß
 Artikel  23  Abs.  1  und  4  Satz  1  in  Verbindung  mit  Artikel  1
 Abs.  2  der  EG-Öko-Basisverordnung  gekennzeichneten  Er-
 zeugnissen  aus  Drittländern.  Diese  Bestimmung  umfasst
 Drittlanderzeugnisse,  bei  deren  Kennzeichnung  im  Sinne  der
 EG-Öko-Basisverordnung  ein  Bezug  auf  die  ökologische
 oder biologische Produktion verwendet wird.

 Zu §  8  – Überwachung

 §  8  entspricht  dem  bisherigen  §  7  des  Öko-Landbaugesetzes
 mit  einem  aktualisierten  Verweis  auf  die  neue  EG-Öko-
 Basisverordnung.

 Zur  Durchführung  der  Überwachung  der  Einhaltung  der  in
 §  2  Abs.  1  genannten  Rechtsakte  ist  es  erforderlich,  dass  den
 hierzu  Beauftragten  auf  Verlangen  die  entsprechenden  Aus-
 künfte  erteilt  werden.  Ferner  sind  sie  mit  entsprechenden
 Rechten,  insbesondere  dem  Betretungs-  und  Besichtigungs-
 recht,  dem  Probenahmerecht  sowie  dem  Einsichts-  und  Prü-
 fungsrecht  auszustatten,  denen  entsprechende  Rechte  und
 Pflichten der Betroffenen gegenüberstehen.

 Zu  den  nach  §  8  Auskunftspflichtigen  gehören  Personen,  die
 gemäß  Artikel  23  Abs.  1  und  4  Satz  1  in  Verbindung  mit
 Artikel  1  Abs.  2  der  EG-Öko-Basisverordnung  gekennzeich-
 nete  Erzeugnisse  erzeugen,  aufbereiten,  lagern,  einführen,
 ausführen,  innergemeinschaftlich  verbringen  oder  in  den
 Verkehr  bringen  sowie  die  zugelassenen  privaten  Kontroll-
 stellen  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  ihre  Tätigkeit  überwachen-
 den nach Landesrecht zuständigen Behörden.

 Anders  als  die  Überwachungsbefugnisse  der  zuständigen
 Behörden,  die  auch  die  Überwachung  der  gemäß  Artikel  23
 Abs.  1  und  4  Satz  1  in  Verbindung  mit  Artikel  1  Abs.  2  der
 EG-Öko-Basisverordnung  gekennzeichneten  Erzeugnisse
 im  Rahmen  ihres  Inverkehrbringens,  z.  B.  im  Lebensmittel-
 handel,  umfassen,  bedürfen  die  Kontrollmaßnahmen  durch
 zugelassene  private  Kontrollstellen  keiner  ergänzenden  ge-
 setzlichen  Regelung.  Die  Befugnisse  der  Kontrollstellen
 gegenüber  den  in  das  Kontrollverfahren  einbezogenen  Be-
 trieben  ergeben  sich  unmittelbar  aus  den  Durchführungsbe-
 stimmungen  zur  EG-Öko-Basisverordnung.  Ebenfalls  im
 Gemeinschaftsrecht,  insbesondere  in  Artikel  27  Abs.  8,  9
 und  11  der  EG-Öko-Basisverordnung,  ist  die  Überwachung
 der  Kontrollstellen  durch  die  zuständigen  Behörden  gere-
 gelt.

 In  Absatz  2  Nr.  1  bis  3  sind  die  Befugnisse  der  Personen,  die
 von  der  zuständigen  Behörde  beauftragt  sind,  aufgeführt.
 Diese  Bestimmungen  begründen  lediglich  die  Duldungs-
 pflichten  nach  Absatz  3,  beschreiben  jedoch  insoweit  nicht
 abschließend  den  Inhalt  der  Tätigkeiten,  zu  denen  die  ge-
 nannten  Personen  befugt  sind.  Die  bei  der  Ausübung  der  Be-
 fugnisse  anzuwendenden  Verfahren,  z.  B.  Probenahmever-
 fahren,  richten  sich  nach  den  einschlägigen  Vorschriften  für
 die jeweils betroffenen Produkte.

 Zu §  9  – Datenübermittlung, Außenverkehr

 Die  Vorschrift  entspricht  dem  geltenden  Recht.  Der  bisherige
 §  8  des  Öko-Landbaugesetzes  wird  mit  an  die  neue
 EG-Öko-Basisverordnung  angepasstem  Wortlaut  §  9.

 Absatz  1  regelt  die  Unterrichtungs-  und  Auskunftspflichten
 der  zuständigen  Behörden  im  Rahmen  der  Überwachung  der
 Kontrollstellen.  Die  Vorschrift  stellt  die  notwendige  Ergän-
 zung  für  eine  sachgerechte  und  wirksame  Überwachung  im
 Hinblick  auf  die  Regelung  in  §  2  Abs.  2  Nr.  1  dar,  nach  der
 die  Kontrollstellen  nach  Zulassung  durch  die  Bundesanstalt
 für  Landwirtschaft  und  Ernährung  grundsätzlich  bundesweit
 tätig werden können.

 Die  Befugnis  öffentlicher  Stellen,  personenbezogene  Daten
 im  erforderlichen  Umfang  an  andere  öffentliche  Stellen  zu
 übermitteln,  ergibt  sich  für  öffentliche  Stellen  des  Bundes
 aus  §  15  Abs.  1  Nr.  1  des  Bundesdatenschutzgesetzes.  Für
 öffentliche  Stellen  der  Länder  gelten  die  entsprechenden
 Vorschriften  der  Landesdatenschutzgesetze.  Für  vergemein-
 schaftete  Aufgaben  gilt  dies  auch  im  innergemeinschaft-
 lichen  grenzüberschreitenden  Datenverkehr.  Insoweit  bedarf
 diese  Befugnis  keiner  besonderen  Regelung  in  diesem
 Gesetz.

 Die  Zuständigkeit  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,
 Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz,  mit  den  zuständigen
 Behörden  der  anderen  Mitgliedstaaten  und  mit  der  Europäi-
 schen  Kommission  Informationen  auszutauschen,  wird  in
 Absatz  2  geregelt.  Im  Rahmen  der  Außenkompetenz  des
 Bundes  nach  Artikel  32  GG  nimmt  das  Bundesministerium
 eine  koordinierende  Funktion  wahr,  indem  es  sowohl  Infor-
 mationen,  die  die  zuständigen  Landesministerien  ihm  zulei-
 ten,  an  die  Behörden  anderer  Mitgliedstaaten  übermittelt  als
 auch  als  Adressat  für  Informationen  aus  anderen  Mitglied-
 staaten  dient,  die  wiederum  an  die  zuständigen  Landesbehör-
 den  weitergeleitet  werden.  Die  Zuständigkeit  der  Länder  zur
 Durchführung  der  EG-Öko-Basisverordnung,  der  zu  ihrer
 Durchführung  erlassenen  Rechtsakte  der  Europäischen  Ge-
 meinschaft  sowie  dieses  Gesetzes  wird  durch  die  Regelung
 nicht berührt.

 Absatz  2  Satz  2  enthält  die  Ermächtigung  für  das  Bundesmi-
 nisterium  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbraucher-
 schutz,  durch  Rechtsverordnung  die  Befugnis  nach  Satz  1
 auf  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  zu
 übertragen.

 Durch  die  in  Absatz  2  Satz  3  vorgesehene  Möglichkeit,  die
 Befugnisse  zum  Verkehr  mit  den  zuständigen  Behörden  an-
 derer  Mitgliedstaaten  auf  die  obersten  Landesbehörden  zu
 übertragen,  soll  im  Einvernehmen  mit  den  Ländern  eine  pra-
 xisgerechte  Zusammenarbeit  der  zuständigen  Behörden  der
 Mitgliedstaaten  sichergestellt  werden.  Die  Befugnisse  kön-
 nen ganz oder teilweise übertragen werden.

 Zu §  10  – Gebühren und Auslagen

 Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht.

 Mit  Absatz  1  wird  den  zuständigen  Behörden  die  Möglich-
 keit  eröffnet,  für  die  betreffenden  Amtshandlungen,  die
 neben  den  ausdrücklich  genannten  Zwecken  den  gesamten
 Bereich  der  Durchführung  der  EG-Öko-Basisverordnung,  so
 auch  die  Zulassung  von  Kontrollstellen,  umfassen,  kosten-
 deckende Gebühren zu erheben.
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Gemäß  Absatz  2  Satz  1  werden  die  gebührenpflichtigen  Tat-
 bestände  durch  Landesrecht  bestimmt,  soweit  die  Amts-
 handlungen  nicht  durch  die  Bundesanstalt  für  Landwirt-
 schaft  und  Ernährung  vorgenommen  werden.  Absatz  2
 Satz  2  enthält  die  notwendige  Ermächtigung  für  das  Bundes-
 ministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbrau-
 cherschutz,  im  Einvernehmen  mit  dem  Bundesministerium
 der  Finanzen  eine  Gebührenordnung  für  Amtshandlungen  zu
 erlassen,  die  von  der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und
 Ernährung  vorgenommen  werden,  wie  z.  B.  die  Zulassung
 von  Kontrollstellen.  Die  Gebühren  bemessen  sich  nach  dem
 bei  den  Amtshandlungen  entstandenen  Aufwand.  Bei  der
 Bestimmung  der  gebührenpflichtigen  Tatbestände  und  der
 Gebührenhöhe  für  die  Zulassung  einer  bereits  in  einem  an-
 deren  EU-Mitgliedstaat  zugelassenen  Kontrollstelle  wird
 Gebühren  mindernd  berücksichtigt,  dass  der  Prüfungsauf-
 wand  für  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernäh-
 rung  dadurch  geringer  ausfällt,  dass  die  Kontrollstelle  bereits
 in einem anderen EU-Mitgliedstaat zugelassen ist.

 Zu §  11  – Ermächtigungen

 Die  Vorschrift  sieht  in  Absatz  1  Nr.  1  die  erforderliche  Er-
 mächtigung  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,  Land-
 wirtschaft  und  Verbraucherschutz  vor,  um  bei  Bedarf  im
 Wege  einer  Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundes-
 rates  die  Verwendung  von  Erzeugnissen  und  Stoffen  im  öko-
 logischen/biologischen  Landbau  für  andere  als  die  in
 Artikel  16  Abs.  1  Satz  1  der  EG-Öko-Basisverordnung  auf-
 geführten  Zwecke  zu  regeln.  Damit  soll  die  Ermächtigung
 der  Mitgliedstaaten  nach  Artikel  16  Abs.  4  Satz  1  der
 EG-Öko-Basisverordnung  ausgefüllt  werden,  die  Verwen-
 dung  von  anderen  Erzeugnissen  und  Stoffen  als  Pflanzen-
 schutzmittel,  Düngemittel  und  Bodenverbesserer,  bestimmte
 Futtermittel  und  bestimmte  Mittel  zur  Reinigung  und  Des-
 infektion  einer  einzelstaatlichen  Regelung  zuzuführen.
 Nummer  2  eröffnet  die  Möglichkeit,  im  Bedarfsfall  zur  Er-
 füllung  der  Verpflichtung  der  Mitgliedstaaten  gemäß
 Artikel  23  Abs.  5  der  EG-Öko-Basisverordnung  im  Wege
 einer  Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates
 Maßnahmen  festzulegen,  die  erforderlich  sind,  um  die  Ein-
 haltung  der  einschlägigen  Bestimmungen  der  EG-Öko-
 Basisverordnung  über  die  Verwendung  von  Bezeichnungen
 mit  Bezug  auf  die  ökologische/biologische  Produktion  in
 Deutschland  sicherzustellen.  Nummer  3  sieht  vor,  bei  Bedarf
 und  unter  der  Voraussetzung  der  Ermächtigung  durch  eine
 Verordnung  der  Europäischen  Kommission  nähere  Bestim-
 mungen  zu  den  Meldungen,  zu  denen  die  Unternehmen
 gegenüber  der  zuständigen  Landesbehörde  vor  dem  erst-
 maligen  Inverkehrbringen  ökologischer/biologischer  Er-
 zeugnisse  verpflichtet  sind,  im  Wege  einer  Rechtsverord-
 nung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  zu  erlassen.  Diese
 Ermächtigung  enthielt  bereits  das  geltende  Recht  (§  10
 Abs.  1  Nr.  1  des  Öko-Landbaugesetzes).  Mit  Nummer  4  soll
 die  Möglichkeit  eröffnet  werden,  bei  Bedarf  im  Wege  einer
 Rechtsverordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  nähere
 Einzelheiten  bezüglich  der  Unterstützung  der  Europäischen
 Kommission  bei  der  Überwachung  der  anerkannten  Kon-
 trollbehörden  und  Kontrollstellen  in  Drittländern  sowie  bei
 der  Überwachung  der  anerkannten  Drittländer  zu  regeln.  Das
 Gemeinschaftsrecht  sieht  diesbezüglich  eine  Reihe  von  Ver-
 pflichtungen  der  Mitgliedstaaten  vor,  die  durch  die  Europäi-
 sche  Kommission  im  Zuge  des  Erlasses  von  Durchführungs-

 bestimmungen  weiter  spezifiziert  werden  sollen.  Nummer  5
 sieht  die  Ermächtigung  vor,  im  Wege  einer  Rechtsverord-
 nung  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  nähere  Bestimmun-
 gen  zu  den  Übergangsmaßnahmen  gemäß  Artikel  40  der
 EG-Öko-Basisverordnung  zu  erlassen,  soweit  das  Gemein-
 schaftsrecht  dies  erfordert.  Derartige  Bestimmungen  wür-
 den,  soweit  sie  erforderlich  sind,  lediglich  für  einen  befriste-
 ten  Zeitraum  gelten.  Nummer  6  entspricht  dem  geltenden
 Recht  (§  10  Abs.  1  Nr.  2  des  Öko-Landbaugesetzes).  Die
 Vorschrift  eröffnet  die  Möglichkeit,  erforderlichenfalls  das
 Verfahren  der  Zulassung  der  Kontrollstellen  sowie  das
 Verfahren  für  deren  Entzug  durch  Rechtsverordnung  mit
 Zustimmung des Bundesrates näher zu regeln.

 Absatz  2  entspricht  dem  geltenden  Recht  (§  10  Abs.  2  des
 Öko-Landbaugesetzes).  Mit  der  Vorschrift  wird  das  Bundes-
 ministerium  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Verbrau-
 cherschutz  ermächtigt,  durch  Rechtsverordnung  ohne  Zu-
 stimmung  des  Bundesrates  die  erforderlichen  Anpassungen
 in  diesem  Gesetz  an  Änderungen  der  EG-Öko-Basisverord-
 nung  (Nummer  1)  und  sonstiger  Verordnungen  der  Europäi-
 schen Gemeinschaft (Nummer  2) vorzunehmen.

 Zu §  12  – Strafvorschriften

 Die  Vorschriften,  die  den  Regelungsgehalt  von  §  11  des
 Öko-Landbaugesetzes  alter  Fassung  mit  einem  an  die  neue
 EG-Öko-Basisverordnung  angepassten  Wortlaut  überneh-
 men,  enthalten  die  erforderlichen  Straftatbestände,  insbeson-
 dere  bei  missbräuchlicher  Kennzeichnung  der  Erzeugnisse
 mit einem Hinweis auf den ökologischen Landbau.

 Zu §  13  – Bußgeldvorschriften

 Die  Vorschriften  enthalten  die  erforderlichen  Bußgeldtat-
 bestände,  insbesondere  bei  Unterlassung  der  rechtzeitigen
 Meldung  einer  kontrollpflichtigen  Tätigkeit  bei  der  zuständi-
 gen  Behörde  und  nicht  rechtzeitig  erfolgter  Unterstellung
 dieser  Tätigkeit  unter  das  Kontrollsystem,  da  eine  verspätete
 Meldung  und  Unterstellung  unter  das  Kontrollsystem  zu  un-
 vertretbaren  Lücken  im  Kontroll-  und  Überwachungssystem
 führen  würden.  Des  Weiteren  soll  das  Fehlen  oder  die  fehler-
 hafte  Führung  des  Verzeichnisses  der  in  die  Kontrolle  der
 Kontrollstellen  einbezogenen  Unternehmen  eine  Ordnungs-
 widrigkeit  darstellen,  weil  dem  Markt  dadurch  ein  notwendi-
 ges  Instrument  für  die  Feststellung  der  Echtheit  der  im
 Verkehr  befindlichen  ökologischen  Erzeugnisse  entzogen
 werden  würde.  Ferner  soll  die  unterlassene  rechtzeitige  Mit-
 teilung  einer  Kontrollstelle  an  die  von  ihr  kontrollierten
 Betriebe  und  die  zuständigen  Behörden  über  die  voraussicht-
 liche  Beendigung  der  Kontrolltätigkeit  als  Ordnungswidrig-
 keit  geahndet  werden  können,  da  den  kontrollierten  Betrie-
 ben  infolge  unterlassener  oder  verspäteter  Mitteilung  erheb-
 liche Nachteile entstehen können.

 Zu §  14  – Einziehung

 Die  Vorschrift  entspricht  dem  geltenden  Recht.  Sie  enthält
 die übliche nebenstrafrechtliche Regelung.

 Zu §  15  – Übergangsvorschriften

 Mit  der  Regelung  soll  den  Kontrollstellen,  die  nach  §  4
 Abs.  1  des  Öko-Landbaugesetzes  alter  Fassung  als  solche
 zugelassen  sind,  ein  angemessener  Übergang  hinsichtlich
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der  in  diesem  Gesetz  und  in  der  neuen  EG-Öko-Basisverord-
 nung  vorgesehenen  und  über  die  bisherigen  Kriterien  hinaus-
 gehenden  Zulassungsvorschriften  eingeräumt  werden,  die
 sich  insbesondere  durch  die  Einbettung  in  die  amtliche  Le-
 bensmittel-  und  Futtermittelkontrolle  gemäß  Verordnung
 (EG)  Nr.  882/2004  auszeichnen.  So  verlangt  die  neue
 EG-Öko-Basisverordnung  über  die  bisherigen  Zulassungs-
 kriterien  hinaus,  dass  die  Kontrollstelle  über  eine  ausrei-
 chende  Zahl  entsprechend  qualifizierter  Mitarbeiter  verfügt,
 deren  Qualifikationsprofil  im  Einzelnen  in  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  882/2004  aufgeführt  ist,  und  dass  eine  wirksame
 Koordinierung  zwischen  der  übertragenden  zuständigen  Be-
 hörde  und  der  Kontrollstelle  stattfindet.  Darüber  hinaus  ist
 Voraussetzung  für  die  Zulassung,  dass  die  Kontrollstelle  im
 Hinblick  auf  die  Durchführung  der  ihr  übertragenen  Aufga-
 ben  frei  von  jeglichem  Interessenkonflikt  und  nach  der  Norm
 EN 45011 akkreditiert ist.

 Zu §  16  – Ausschluss des Abweichungsrechts

 Gemäß  der  durch  die  Föderalismusreform  von  2006  neu  ge-
 fassten  Vorschrift  des  Artikels  84  Abs.  1  GG  können  die
 Länder  von  bundesgesetzlichen  Regelungen  des  Verwal-
 tungsverfahrens  abweichen,  soweit  dies  nicht  ausdrücklich
 ausgeschlossen  wird.  Wegen  eines  besonderen  Bedürfnisses
 nach  bundeseinheitlicher  Regelung  sollen  die  in  dieser
 Vorschrift  genannten  verwaltungsverfahrensrechtlichen  Be-
 stimmungen  für  die  Länder  ohne  Abweichungsmöglichkeit
 ergehen.

 Ausnahmsweise  liegt  ein  besonderes  Bedürfnis  für  eine  bun-
 deseinheitliche  Regelung  ohne  Abweichungsmöglichkeit  für
 die  Länder  im  Sinne  von  Artikel  84  Abs.  1  Satz  4  und  5  GG
 vor.

 Die  Vorschriften  des  §  4  Abs.  5  Satz  2  und  3  (Überwachung
 der  Tätigkeit  der  Kontrollstellen  und  Zusammenarbeit  der
 Behörden)  und  des  §  9  Abs.  1  Satz  2  (Datenübermittlung)
 treffen  Regelungen  über  das  Verwaltungsverfahren  der  Län-
 der.  Denn  die  genannten  Vorschriften  bestimmen  die  Art  und
 Weise, in der die Landesbehörden tätig werden sollen.

 Das  besondere  Bedürfnis  nach  bundeseinheitlicher  Rege-
 lung  ohne  Abweichungsmöglichkeit  für  die  Länder  besteht
 in  der  gebotenen  Vermeidung  einer  unkoordinierten  Durch-
 führung  der  Überwachungsmaßnahmen  durch  die  nach  Lan-
 desrecht  zuständigen  Behörden.  Eine  koordinierte  Überwa-
 chung  ist  erforderlich,  um  der  Tendenz  zu  einer  Unterschrei-
 tung  der  Mindeststandards  hinsichtlich  Kontrollqualität  und
 -quantität  mit  hoher  Effizienz  entgegenzuwirken.  Die  bun-
 desweite  Verkehrsfähigkeit  ökologisch  erzeugter  Produkte
 geriete  ohne  bundeseinheitliche  Regelungen  der  Überwa-
 chung  der  Durchführung  des  Kontrollverfahrens,  dem  sich
 alle  Unternehmen,  die  Öko-Produkte  herstellen  oder  in  Ver-
 kehr  bringen,  zu  unterstellen  haben,  in  Gefahr.  Das  für  die  er-
 folgreiche  Vermarktung  ökologischer  Produkte  unabdingba-
 re  Vertrauen  der  Verbraucher  in  Qualität  und  Quantität  der
 Kontrollen  würde  bei  von  Land  zu  Land  abweichendem
 Überwachungsverfahren  in  Frage  gestellt.  Die  bereits  gegen-
 über  im  Ausland  erzeugten  ökologischen  Produkten  schon
 wegen  vermuteter  unterschiedlicher  Kontrollstandards  zu
 verzeichnende  Skepsis  der  Verbraucher  würde  auf  inlän-
 dische  Erzeugnisse  übergreifen  und  damit  die  hiesigen  Er-
 zeuger schwächen.

 Zu Artikel 2  (Öko-Kennzeichengesetz)

 Zu Nummer 1  –  §  1 Abs. 1 des Öko-Kennzeichengesetzes

 §  1  Abs.  1  des  Öko-Kennzeichengesetzes  wird  geändert,  um
 die  in  dieser  Vorschrift  enthaltenen  Verweise  auf  gemein-
 schaftliche  Rechtsvorschriften  an  die  neue  EG-Öko-Basis-
 verordnung anzupassen.

 Die  neu  gefasste  Vorschrift  in  §  1  Abs.  1  Nr.  1  entspricht
 inhaltlich dem geltenden Recht.

 §  1  Abs.  1  Nr.  2  sieht  vor,  dass  Erzeugnisse  aus  gewerbsmä-
 ßig  betriebenen,  gemeinschaftlichen  Verpflegungseinrich-
 tungen  (Gaststätten,  Kantinen,  Großküchen  und  ähnliche
 Unternehmen)  mit  dem  Bio-Siegel  gekennzeichnet  werden
 dürfen,  wenn  sie  die  Voraussetzungen  nach  §  6  Abs.  3,  auch
 in  Verbindung  mit  Abs.  4,  des  Öko-Landbaugesetzes  erfül-
 len.  Diese  Vorschrift  ist  erforderlich,  da  –  anders  als  bisher  –
 Erzeugnisse  aus  gemeinschaftlichen  Verpflegungseinrich-
 tungen  der  neuen  EG-Öko-Basisverordnung  nur  Kraft  aus-
 drücklicher einzelstaatlicher Regelung unterliegen.

 Zu Nummer 2  –  §  2 des Öko-Kennzeichengesetzes

 Die  Verordnungsermächtigungen  enthalten  den  gleichen
 Inhalt  wie  bisher.  Sie  werden  an  die  neue  EG-Öko-Basis-
 verordnung  angepasst  und  neu  geordnet.  Die  Regelung  sieht
 hierzu Folgendes vor:

 Zu Absatz 1

 Die  Vorschrift  entspricht  dem  geltenden  Recht.  Die  Verord-
 nungsermächtigung  für  das  Bundesministerium  für  Ernäh-
 rung,  Landwirtschaft  und  Verbraucherschutz,  mit  Zustim-
 mung  des  Bundesrates  Einzelheiten  der  Verwendung  des
 Bio-Siegels  zu  regeln,  war  bisher  in  §  2  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2
 geregelt.

 Zu Absatz 2

 Die  Ermächtigung  zum  Erlass  von  Verordnungen  in  Satz  1
 Nr.  1  und  2  sowie  Satz  2  (Gestaltung  des  Bio-Siegels  und
 Anzeige  an  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernäh-
 rung)  war  bisher  in  §  2  Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  und  3  sowie  Satz  2
 geregelt.

 Zu Absatz 3

 Die  Verordnungsermächtigung  (Anpassung  von  Verweisen
 bei  Änderung  des  EG-Rechts)  war  bisher  in  §  2  Abs.  2  des
 Öko-Kennzeichengesetzes  enthalten.  Der  Verweis  auf  das
 Gemeinschaftsrecht  wird  an  die  neue  EG-Öko-Basisverord-
 nung angepasst.

 Zu Nummer 3  –  §  3 Nr. 1 des Öko-Kennzeichengesetzes

 Es  handelt  sich  um  eine  notwendige  Folgeänderung  aufgrund
 der  Neufassung  der  Verordnungsermächtigungen  in  §  2.

 Zu Nummer 4  –  §  4 Abs. 2 des Öko-Kennzeichengesetzes

 Es  handelt  sich  um  eine  notwendige  Folgeänderung  aufgrund
 der  Neufassung  der  Verordnungsermächtigungen  in  §  2.

 Zu Artikel 3  (Bekanntmachungserlaubnis)

 Die  Vorschrift  enthält  eine  Bekanntmachungserlaubnis  für
 das geänderte Öko-Kennzeichengesetz.
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Zu Artikel 4  (Aufhebung  bisherigen  Bundesrechts)

 Das  bisher  geltende  Öko-Landbaugesetz  wird,  da  es  durch
 das  in  Artikel  1  enthaltene  Gesetz  abgelöst  werden  soll,  auf-
 gehoben.

 Zu Artikel 5  (Inkrafttreten)

 Die  Vorschrift  regelt  das  Inkrafttreten  der  Rechtsvorschriften.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  Ge-
 setzes  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  werden  keine  Informa-
 tionspflichten neu eingeführt, geändert oder aufgehoben.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  daher  im  Rahmen  sei-
 nes  gesetzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das
 Regelungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  846.  Sitzung  am  4.  Juli  2008
 beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76  Abs.  2
 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 (§  2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ÖLG)

 In  Artikel  1  ist  §  2  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  wie  folgt  zu  fassen:

 „1.  Aufgaben  nach  Absatz  1,  ausgenommen  die  Aufgabe
 im  Sinne  des  §  4  Abs.  5  Satz  1,  ganz  oder  teilweise
 auf  zugelassene  Kontrollstellen  zu  übertragen  (Belei-
 hung) oder sie daran zu beteiligen (Mitwirkung),“.

 B e g r ü n d u n g

 Artikel  27  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  enthält
 umfassende  Anforderungen  an  das  Kontrollsystem.  Ge-
 mäß  Artikel  27  Abs.  5  Buchstabe  c  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007  kann  die  zuständige  Behörde  einer  be-
 stimmten  Kontrollstelle  nur  dann  Kontrollaufgaben  über-
 tragen,  wenn  die  Kontrollstelle  akkreditiert  „und  von  den
 zuständigen Behörden zugelassen ist“.

 Artikel  27  Abs.  6  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  ent-
 hält  neben  der  Bezugnahme  auf  die  Anforderungen  des
 Artikels  27  Abs.  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  er-
 gänzende  Kriterien  für  die  Zulassung  und  Artikel  27
 Abs.  9  Buchstabe  d  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 regelt den Entzug der Zulassung.

 Aus  diesen  Anforderungen  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  ist  abzuleiten,  dass  eine  Aufgabenübertragung  im
 Sinne  dieser  Verordnung  ausschließlich  dann  zulässig  ist,
 wenn  die  Aufgaben  an  zugelassene  Kontrollstellen  über-
 tragen  werden.  Daneben  ist  kein  Raum  für  eine  anderwei-
 tige Aufgabenübertragung.

 Zudem  obläge  die  Einschätzung,  ob  eine  andere  Person
 des  Privatrechts  „in  gleicher  Weise  wie  die  Kontrollstel-
 len  die  Gewähr  für  eine  unabhängige,  sachkundige  und
 zuverlässige  Erfüllung  der  Aufgaben“  bietet,  gemäß
 Artikel  1  §  2  Abs.  1  den  nach  Landesrecht  zuständigen
 Behörden,  wodurch  ein  einheitlicher  Bewertungsmaß-
 stab für alle Kontrollstellen verloren ginge.

 2.  Zu Artikel 1 (§  3 Abs. 2 ÖLG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  3  Abs.  2  nach  den  Wörtern  „direkt
 an  Endverbraucher  oder  -nutzer  verkaufen“  die  Wörter
 „oder unentgeltlich abgeben“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 In  §  3  Abs.  2  wird  mit  dem  Wort  „verkaufen“  ein  Begriff
 genutzt,  der  die  Abgabe  des  Produkts  auf  eine  bestimmte
 Form  beschränkt.  Jede  andere  Abgabe  an  den  Verbrau-
 cher  mit  einem  Hinweis  auf  den  ökologischen  Landbau
 (zum  Beispiel  verschenken  im  Rahmen  von  Verkostun-
 gen,  jede  andere  Form  der  Weitergabe)  wäre  damit  kon-
 trollpflichtig.  Aus  diesem  Grunde  und  um  Missverständ-
 nissen  vorzubeugen,  sollte  die  Formulierung  um  die
 Wörter „oder unentgeltlich abgeben“ erweitert werden.

 3.  Zu Artikel 1 (§  4 Abs. 3 Satz 3 und 4 ÖLG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  4  Abs.  3  die  Sätze  3  und  4  zu  strei-
 chen.

 B e g r ü n d u n g

 Gemäß  Artikel  27  Abs.  5  Buchstabe  c  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  kann  die  zuständige  Behörde  einer  be-
 stimmten  Kontrollstelle  nur  dann  Kontrollaufgaben  über-
 tragen,  wenn  die  Kontrollstelle  akkreditiert  „und  von  den
 zuständigen  Behörden  zugelassen  ist“.  Damit  wird  klar
 zwischen  Aufgabenübertragung  auf  eine  Kontrollstelle
 einerseits  und  Zulassung  einer  Kontrollstelle  andererseits
 unterschieden.  Zugleich  wird  damit  geregelt,  dass  die
 Zulassung  zeitlich  vor  der  Aufgabenübertragung  erteilt
 werden muss.

 Diese  Trennung  zwischen  Zulassung,  mit  der  die  Befähi-
 gung  einer  Kontrollstelle  festgestellt  und  bestätigt  wird,
 und  der  Aufgabenübertragung,  mit  der  die  Kontrollstelle
 die  Befugnis  der  Aufgabenwahrnehmung  erhält,  wird  in
 Artikel  1  §  2  nachvollzogen.  Hiernach  obliegen  die  Zu-
 lassung  der  Kontrollstellen  und  der  Entzug  der  Zulassung
 der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung.  Ob
 hingegen  Aufgaben  auf  Kontrollstellen  übertragen  wer-
 den,  ist  abhängig  von  dem  Erlass  entsprechender,  auf
 Artikel  1  §  2  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  gestützter  Rechtsverord-
 nungen.

 Diese  Trennung  zwischen  Zulassung  und  Aufgabenüber-
 tragung  wird  durch  die  Rechtsbedingung  des  Artikels  1
 §  4  Abs.  3  Satz  3  durchbrochen,  ohne  dass  dafür  ein  sach-
 licher  Grund  erkennbar  ist.  Artikel  27  Abs.  6  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  834/2007  enthält  neben  der  Bezugnahme
 auf  die  Anforderungen  des  Artikels  27  Abs.  5  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  834/2007  ergänzende  Kriterien  für  die  Zu-
 lassung.  Die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Er-
 nährung  darf  die  Zulassung  nur  erteilen,  wenn  diese
 Kriterien  erfüllt  sind.  Das  Erfüllen  dieser  Kriterien  ist  je-
 doch  unabhängig  von  der  Frage,  ob  die  Länder  Rechts-
 verordnungen  gemäß  Artikel  1  §  2  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1
 erlassen.

 Zudem  ist  zweifelhaft,  weshalb  die  Zulassung  nach  Arti-
 kel  1  §  4  Abs.  3  Satz  3  unter  einer  Bedingung  erteilt,  hin-
 gegen  die  Zulassung  nach  Artikel  1  §  4  Abs.  3  Satz  4  „un-
 ter  Hinweis  auf  die  jeweilige  Rechtsverordnung  des
 Landes“ erteilt wird.

 Sofern  es  aus  Gründen  der  Rechtssicherheit  für  erforder-
 lich  gehalten  wird,  den  die  Zulassung  beantragenden
 Kontrollstellen  zu  verdeutlichen,  dass  mit  der  Zulassung
 ausschließlich  die  Befähigung  zum  Tätigwerden  als  Kon-
 trollstelle  bestätigt,  nicht  jedoch  die  Befugnis  zum  Tätig-
 werden  als  Kontrollstelle  erteilt  wird,  so  kann  dies  im  Zu-
 lassungsverfahren  erfolgen.  Hierfür  ist  eine  Regelung  im
 Gesetz  zur  Durchführung  der  Rechtsakte  der  Europäi-
 schen  Gemeinschaft  auf  dem  Gebiet  des  ökologischen
 Landbaus (Öko-Landbaugesetz – ÖLG) entbehrlich.
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4.  Zu Artikel 1 (§  4 Abs. 5 ÖLG)

 In Artikel 1 ist §  4 Abs. 5 wie folgt zu fassen:

 „(5)  Die  Tätigkeit  einer  Kontrollstelle  wird  im  Sinne
 des  Artikels  27  Abs.  8  Satz  1  und  Abs.  9  Buchstabe  a
 bis  d,  ausgenommen  die  Entscheidung  über  den  Entzug
 ihrer  Zulassung,  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  von
 der  zuständigen  Behörde  des  Landes,  in  dem  die  Kon-
 trollstelle  ihre  jeweilige  Tätigkeit  ausübt,  überwacht.
 Stellt  die  nach  Satz  1  zuständige  Behörde  Tatsachen  fest,
 die  den  Entzug  der  Zulassung  begründen  oder  die  Auf-
 nahme  oder  Änderung  von  Auflagen  zur  Zulassung  erfor-
 derlich  machen  können,  so  hat  sie  die  Bundesanstalt  für
 Landwirtschaft  und  Ernährung  unter  Mitteilung  dieser
 Tatsachen  zu  ersuchen,  ein  Verfahren  zum  Entzug  der  Zu-
 lassung  oder  zur  Aufnahme  oder  Änderung  von  Auflagen
 einzuleiten.“

 F o l g e ä n d e r u n g e n

 In Artikel 1 ist §  16 wie folgt zu ändern:

 a)  Die  Wörter  „den  in  §  4  Abs.  5  Satz  2  und  3  und“  sind
 durch die Wörter „der in“ zu ersetzen.

 b)  Das  Wort  „Regelungen“  ist  durch  das  Wort  „Rege-
 lung“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Gemäß  Artikel  1  §  2  Abs.  2  Nr.  2  ist  die  Bundesanstalt  für
 Landwirtschaft  und  Ernährung  zuständig  für  den  Entzug
 der  Zulassung  nach  Artikel  27  Abs.  9  Buchstabe  d  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007.  Hiernach  muss  die  Bun-
 desanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  der  Kontroll-
 stelle  die  Zulassung  entziehen,  wenn  diese  die  Vorausset-
 zungen  nach  Artikel  27  Abs.  9  Buchstabe  a  und  b  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  nicht  erfüllt  oder  den  Kri-
 terien  nach  den  Absätzen  5  und  6  des  Artikels  27  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  834/2007  nicht  mehr  genügt  oder  die
 Anforderungen  der  Absätze  11,  12  und  14  des  Artikels  27
 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 nicht erfüllt.

 Für  den  Entzug  der  Zulassung  ist  es  ohne  jeden  Belang,
 wo  sich  der  „Ort  der  zu  beanstandenden  Kontrolltätigkeit“
 oder  der  Sitz  oder  die  Niederlassung  der  Kontrollstelle
 befindet,  so  dass  hierauf  bezogene  Unterscheidungen
 einer  sachlichen  Rechtfertigung  entbehren.  Die  vorge-
 schlagene  Straffung  des  Verfahrens  befördert  die  effektive
 Zusammenarbeit  zwischen  der  Bundesanstalt  für  Land-
 wirtschaft  und  Ernährung  und  den  nach  Landesrecht  zu-
 ständigen  Behörden.  Durch  den  Wegfall  entbehrlicher  In-
 formationswege  wird  die  zuständige  Behörde  in  die  Lage
 versetzt,  erforderliche  Verfahren  zügiger  einzuleiten,  wo-
 durch  sowohl  das  Kontrollsystem  des  Artikels  27  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  als  auch  der  Verbraucher-
 schutz gestärkt werden.

 5.  Zu Artikel 1 (§  5 Abs. 1 Satz 1 ÖLG)

 In  Artikel  1  ist  in  §  5  Abs.  1  Satz  1  das  Wort  „zugelassen“
 durch das Wort „beauftragt“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Sowohl  Artikel  27  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  als
 auch  das  Gesetz  zur  Durchführung  der  Rechtsakte  der
 Europäischen  Gemeinschaft  auf  dem  Gebiet  des  ökologi-
 schen  Landbaus  (Öko-Landbaugesetz  –  ÖLG)  differen-

 ziert  zwischen  der  Zulassung  einer  Kontrollstelle  und
 der  Aufgabenübertragung  an  eine  Kontrollstelle.  Mit  der
 Zulassung  wird  die  Befähigung  einer  Kontrollstelle
 festgestellt  und  bestätigt,  hingegen  wird  mit  der  Aufga-
 benübertragung  der  Kontrollstelle  die  Befugnis  der  Auf-
 gabenwahrnehmung erteilt.

 Daher  ist  in  Artikel  1  §  5  Abs.  1  Satz  1  nicht  auf  die  Zu-
 lassung,  sondern  auf  die  Aufgabenübertragung  abzustel-
 len,  da  allein  die  Aufgabenübertragung  nach  dem  jewei-
 ligen  Landesrecht  die  Kontrollstelle  befugt,  Kontrollen  in
 dem jeweiligen Land vorzunehmen.

 6.  Zu Artikel 1 (§  5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ÖLG)

 In  Artikel  1  ist  in  §  5  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2  das  Wort  „ander-
 weitig“  durch  die  Wörter  „durch  eine  andere  Kontroll-
 stelle“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 In  §  5  Abs.  1  ist  die  Verpflichtung  der  Kontrollstelle  zur
 Annahme  eines  Kontrollvertrages  festgelegt,  allerdings
 mit  zwei  Ausnahmebedingungen.  Dabei  besteht  in  Satz  2
 Nr.  2  lediglich  die  Forderung  der  Durchführung  der  Kon-
 trollen;  es  bleibt  aber  offen,  durch  wen  sie  durchgeführt
 werden.  Da  in  Satz  2  Nr.  2  nicht  präzisiert  ist,  wer  die
 Kontrollen  anderweitig  durchzuführen  hat,  ist  nicht  aus-
 geschlossen,  dass  auch  die  Kontrollbehörde  des  jewei-
 ligen  Landes  eine  solche  Tätigkeit  zu  übernehmen  hat.
 Diese  Möglichkeit  sollte  aber  ausgeschlossen  werden,  da
 eine  weitere  Verlagerung  von  Tätigkeiten  auf  die  zustän-
 dige  Landesbehörde  abzulehnen  ist  und  nicht  von  dem
 Prinzip  abgewichen  werden  sollte,  dass  die  Kontrolle  der
 Unternehmen  von  privaten  Kontrollstellen  durchzufüh-
 ren ist.

 7.  Zu Artikel 1 (§  5 Abs. 2  Satz 2,
 Satz 3 Nr. 5 – neu – ÖLG)

 In Artikel 1 ist §  5 Abs. 2 wie folgt zu ändern:

 a)  In  Satz  2  sind  nach  den  Wörtern  „und  Verbrauchern“
 die Wörter „im Internet“ einzufügen.

 b)  In  Satz  3  ist  in  Nummer  4  am  Ende  der  Punkt  durch
 ein  Komma  zu  ersetzen  und  folgende  Nummer  5  an-
 zufügen:

 „5.  die  Informationen  über  das  Sortiment  der  Erzeug-
 nisse  gemäß  Artikel  29  Abs.  1  in  Verbindung  mit
 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007.“

 B e g r ü n d u n g

 Das  im  Internet  zur  Verfügung  gestellte  Verzeichnis  mit
 Informationen  über  die  von  den  Kontrollstellen  kontrol-
 lierten  Unternehmen  beugt  Verfälschungen  und  Miss-
 brauch  von  Öko-Zertifikaten  bzw.  Bescheinigungen
 effektiv  vor  und  verbessert  bei  wenig  Aufwand  den  Ver-
 braucherschutz.  Für  Kontrollstellen  in  Drittländern  ist  in
 den  Artikeln  6  und  9  des  Entwurfs  der  Durchführungs-
 bestimmungen  für  Importe  bereits  vorgesehen,  dass  be-
 stimmte  Informationen  auch  im  Internet  zur  Verfügung
 gestellt  werden.  Die  Vorteile  der  internetbasierten  Infor-
 mationen  sollten  auch  für  Kontrollstellen,  die  im  Inland
 tätig  sind,  genutzt  werden.  Die  Informationen  sind  für
 Abnehmer  von  Öko-Erzeugnissen  unverzichtbar,  um
 prüfen  zu  können,  ob  der  betreffende  Lieferant  aktuell
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zur  Lieferung  eines  bestimmten  Öko-Erzeugnisses  be-
 rechtigt  ist.  Dadurch  können  gegenüber  einem  schriftli-
 chen  Zertifikat,  das  in  der  Regel  nur  ein  Jahr  gültig  ist,
 insbesondere  Einschränkungen  aktuell  und  zuverlässig
 an Kunden kommuniziert werden.

 Artikel  29  Abs.  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  und
 Artikel  68  des  Entwurfs  der  Durchführungsbestimmun-
 gen  für  den  EU-Binnenmarkt  (AGRI/2008/61085  rev.  2)
 sieht  entsprechende  Bescheinigungen  bzw.  Zertifikate
 vor,  in  denen  Erzeugnisse  und  Erzeugnisgruppen  genannt
 sind.

 8.  Zu Artikel 1  (§  7 Abs. 1 Satz 2 – neu –, Satz 2 ÖLG)

 In Artikel 1 ist §  7 Abs. 1 wie folgt zu ändern:

 a)  Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufügen:

 ,Die  genannten  Behörden  übermitteln  der  vom  Impor-
 teur  angegebenen,  für  ihn  zuständigen  Kontrollstelle
 für  die  Erzeugnisse,  die  unter  den  Voraussetzungen
 des  Artikels  32  Abs.  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  importiert  werden,  zu  jeder  Sendung  die  Kopie
 der  einschlägigen  Warenbegleitpapiere  „bill  of  loa-
 ding“ oder „air way bill“.‘

 b)  Im  bisherigen  Satz  2  sind  die  Wörter  „Die  genannten
 Behörden“ durch das Wort „Sie“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  neuen  Bestimmungen  für  den  Import  von  Ökopro-
 dukten  aus  Drittländern  führen  zu  einer  wesentlichen  Än-
 derung  gegenüber  der  bisherigen  Praxis.  Bisher  mussten
 die  Importeure  bei  der  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft
 und  Ernährung  (BLE)  Importermächtigungen  beantra-
 gen,  die  als  Voraussetzung  für  die  Zollabfertigung  vorzu-
 legen  waren.  Diese  Importermächtigungen  wurden  von
 der  BLE  an  die  nach  Landesrecht  zuständigen  Behörden
 weitergegeben.  Somit  hatte  die  Kontrollbehörde  einen
 Überblick  über  Ursprungsland,  Art  der  eingeführten  Pro-
 dukte, Importeur, Genehmigungsbefristung usw.

 Zukünftig  erstellt  die  EU-Kommission  eine  Liste  der  von
 ihr  anerkannten  Kontrollstellen  in  den  Ursprungsländern
 (Drittländern).  Diese  stellen  nach  erfolgter  Kontrolle  eine
 Bescheinigung  (Unternehmenszertifikat)  aus,  die  der
 Zollbehörde  als  Voraussetzung  zur  Freigabe  der  Import-
 ware  lediglich  vorgehalten,  aber  nicht  verpflichtend  vor-
 gelegt werden muss.

 Während  der  Import  von  nach  gleichwertigen  Regeln  er-
 zeugten  Erzeugnissen  (Artikel  33  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  834/2007)  durch  eine  Öko-Kontrollbescheinigung
 begleitet  und  diese  den  Kontrollstellen  bereitgehalten
 werden  muss,  fehlt  bei  Importen  konformer  Erzeugnisse
 gemäß  Artikel  32  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  auf
 Grund  fehlender  Information  der  Kontrollstellen  und  -be-
 hörden  eine  Möglichkeit  einer  risikoorientierten  Über-
 prüfung der Importe zeitnah zur Einfuhr.

 Eine  Übermittlung  einer  Kopie  der  jeweiligen  Warenbe-
 gleitpapiere  (Frachtbriefe)  kann  hingegen  mit  geringem
 Aufwand erhebliche Kontrolldefizite verhindern.

 9.  Zu Artikel 1 (§  8 Abs. 2 Satz 3 – neu – ÖLG)

 In  Artikel  1  ist  dem  §  8  Abs.  2  folgender  Satz  anzufü-
 gen:

 „Diese  Probe  ist  vom  Betroffenen  sachgerecht  zu  lagern
 und aufzubewahren.“

 B e g r ü n d u n g

 Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  die  auf  Verlangen
 des  Betroffenen  zurückgelassene  Teil-  oder  zweite  Pro-
 be  auch  sachgerecht  gelagert  wird,  um  bei  Bedarf  als
 Beweismittel  herangezogen  werden  zu  können.  Es  ist
 daher  notwendig,  den  Absatz  um  die  zusätzliche  Formu-
 lierung  zu  ergänzen.  Dadurch  wird  bei  der  Lagerung
 von  Zweitproben  eine  gleiche  Vorgehensweise  sicher-
 gestellt,  wie  sie  analog  in  §  43  Abs.  3  des  Lebensmittel-,
 Bedarfsgegenstände-  und  Futtermittelgesetzbuches
 (LFGB)  geregelt  ist.

 10.  Zu Artikel 1 (§  13 Abs. 2 Nr. 7 – neu – ÖLG)

 In Artikel 1 ist §  13 Abs. 2 wie folgt zu ändern:

 a)  In  Nummer  5  ist  das  Wort  „oder“  durch  ein  „Kom-
 ma“ zu ersetzen.

 b)  In  Nummer  6  ist  der  Punkt  durch  das  Wort  „oder“  zu
 ersetzen.

 c)  Folgende Nummer 7 ist anzufügen:

 „7.  entgegen  Artikel  29  Abs.  1  und  3  als  Kontroll-
 stelle  eine  Bescheinigung  nicht,  nicht  richtig
 oder nicht vollständig ausstellt.“

 B e g r ü n d u n g

 Artikel  29  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  ver-
 pflichtet  Kontrollstellen,  den  ihrer  Kontrolle  unterlie-
 genden  Unternehmen  entsprechende  Bescheinigungen
 (Betriebszertifikate)  auszustellen,  deren  Inhalte  in  den
 Durchführungsbestimmungen  zu  dieser  Verordnung
 festgelegt  werden.  Diesen  Bescheinigungen,  insbeson-
 dere  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  darin  ge-
 nannten  Angaben,  kommt  für  die  Schutzzwecke  dieser
 Verordnung  große  Bedeutung  zu.  Deshalb  sollten
 Zuwiderhandlungen  einer  Kontrollstelle  gegen  diese
 Pflichten bußgeldbewehrt sein.

 11.  Zu Artikel 1 (§  13 Abs. 3 Nr. 5 ÖLG)

 In Artikel 1 ist §  13 Abs. 3 Nr. 5 wie folgt zu fassen:

 „5.  entgegen §  8 Abs. 3

 a)  eine Maßnahme nicht duldet,

 b)  die  zu  besichtigenden  Erzeugnisse  nicht  selbst
 oder  durch  andere  so  darlegt,  dass  die  Besichti-
 gung  ordnungsgemäß  vorgenommen  werden
 kann,

 c)  die  erforderliche  Hilfe  bei  Besichtigungen  und
 Probenahme  nicht  selbst  oder  durch  andere  leis-
 tet oder

 d)  die  geschäftlichen  Unterlagen  nicht  oder  nicht
 vollständig  zur  Einsichtnahme  und  Prüfung
 vorlegt.“



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 25 – Drucksache 16/10174
B e g r ü n d u n g

 Die  Änderung  ist  erforderlich,  um  die  Zuwiderhand-
 lung  gegen  alle  in  §  8  Abs.  3  genannten  Pflichten  mit
 Bußgeld zu bewehren.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  nimmt  zu  den  Vorschlägen  des  Bun-
 desrates wie folgt Stellung:

 Zu Nummer  1  (Artikel  1  §  2  Abs.  3  Satz  1  Nr.  1  ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Vorschlag  des  Bundesrates
 nicht ab.

 Der  Gesetzentwurf  der  Bundesregierung  entspricht  dem  gel-
 tenden  Recht.  Die  Bestimmung  sollte  wie  bisher  die  Mög-
 lichkeiten  der  Länder  aufgreifen,  die  Erfüllung  ihrer  hoheit-
 lichen  Aufgaben  Kontrollstellen  oder  anderen  natürlichen
 oder  juristischen  Personen  des  Privatrechts  durch  Rechtsver-
 ordnung  zu  übertragen  oder  sie  daran  zu  beteiligen.  Damit
 sollte  den  Ländern  auch  zukünftig  ein  verfahrensökonomi-
 scher  Weg  geboten  werden,  zur  Wahrnehmung  der  bei  ihnen
 verbleibenden  hoheitlichen  Aufgaben  im  Zusammenhang
 mit  der  Durchführung  der  EG-Öko-Basisverordnung,  die
 insbesondere  auch  Aufgaben  umfassen,  die  über  die  Durch-
 führung  des  Kontrollverfahrens  hinausgehen  –  wie  zum  Bei-
 spiel  bestimmte  Überwachungsaufgaben  –  die  Beleihung
 oder Mitwirkung Privater vorzusehen.

 Auch  wenn  die  Bundesregierung  insoweit  weiterhin  die  Auf-
 fassung  vertritt,  dass  der  Vorschlag  des  Bundesrates  den
 Handlungsspielraum  und  die  Flexibilität  der  Länder  bei  der
 Übertragung der hoheitlichen Aufgaben verengt, möchte sie
 sich dem Wunsch des Bundesrates nicht verschließen.

 Zu Nummer  2  (Artikel  1 §  3 Abs.  2 ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  grundsätzlich
 zu.

 Um  dem  Anliegen  des  Bundesrates  Rechnung  zu  tragen,  ist
 es  jedoch  ausreichend,  in  Artikel  1  §  3  Abs.  2  das  Wort  „ver-
 kaufen“ durch das Wort „abgeben“ zu ersetzen.

 Zu Nummer  3  (Artikel  1  §  4  Abs.  3  Satz  3  und  4  ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  zu,  wenn  zu-
 gleich  in  Artikel  1  §  4  Abs.  4  Satz  1  nach  den  Wörtern  „des
 Widerrufs  versehen  werden,  soweit  es“  die  Wörter  „die  Auf-
 rechterhaltung  der  Funktionsfähigkeit  des  Kontrollsystems
 oder“ eingefügt werden.

 Die  Vorschriften  des  Regierungsentwurfs  sollten  die  gelten-
 de  Rechtslage,  die  in  diesem  Bereich  nicht  zu  Problemen  ge-
 führt  hat,  fortschreiben.  Die  Verknüpfung  der  durch  die  Bun-
 desanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  erteilten
 Zulassung  mit  den  in  den  Ländern  geltenden  Beleihungs-
 bzw.  Mitwirkungsvorschriften  wird  von  der  Bundesregie-
 rung  als  sinnvoll  betrachtet  und  ist  rechtlich  nicht  zu  bean-
 standen.  Ein  Änderungsbedarf  ist  insoweit  auch  nicht  zwin-
 gend  durch  die  Anpassung  des  Gesetzes  an  die  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  veranlasst.  Die  Bundesregierung  teilt  die
 Auffassung  des  Bundesrates,  dass  klar  zwischen  Zulassung
 einer  Kontrollstelle  einerseits  und  Aufgabenübertragung  (im
 Sinne  der  Wahrnehmung  hoheitlicher  Befugnisse)  auf  eine

 Kontrollstelle  andererseits  unterschieden  werden  muss.  In-
 soweit  sah  der  Regierungsentwurf  vor,  dass  eine  Zulassung,
 mit  der  die  Befähigung  einer  Kontrollstelle  zur  Wahrneh-
 mung  der  Kontrollaufgaben  festgestellt  wird,  ihre  Wirkung
 nur  unter  der  Bedingung  entfalten  kann,  dass  die  Aufgaben-
 übertragung  in  dem  betreffenden  Bundesland  erfolgt.  Denn
 die  Bereitschaft  einer  Kontrollstelle,  sich  den  Landesbestim-
 mungen  zur  Beleihung  oder  Mitwirkung  zu  unterwerfen,
 wird  von  der  Bundesregierung  als  ein  Kriterium  dafür  gese-
 hen,  ob  die  Kontrollstelle  zu  einer  ordnungsgemäßen  und
 koordinierten  Durchführung  des  Kontrollverfahrens  in  der
 Lage  ist.  Im  Übrigen  ist  in  Artikel  27  Abs.  6  in  Verbindung
 mit  Abs.  5  Buchstabe  e  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007
 als  Kriterium  für  die  Zulassung  der  Kontrollstellen  be-
 stimmt,  dass  zwischen  dieser  und  der  übertragenden  zustän-
 digen  Behörde  eine  wirksame  Koordinierung  stattfinden
 muss.

 Auch  wenn  die  Bundesregierung  weiterhin  einen  sachlichen
 Vorteil  in  der  von  ihr  vorgeschlagenen  Bestimmung  sieht
 und  der  Argumentation  des  Bundesrates,  die  Trennung  zwi-
 schen  Zulassung  und  Aufgabenübertragung  sei  durch  diese
 Bestimmungen  durchbrochen,  nicht  folgen  kann,  sieht  sie
 keine  rechtlich  zwingende  Notwendigkeit,  an  dieser  Rege-
 lung  festzuhalten.  Damit  in  Einzelfällen  landesrechtlichen
 Besonderheiten  zur  Beleihung  oder  Mitwirkung  durch  eine
 Nebenbestimmung  bei  der  Zulassung  der  Kontrollstelle
 Rechnung  getragen  werden  kann,  stimmt  die  Bundesregie-
 rung  der  vom  Bundesrat  vorgeschlagenen  Streichung  jedoch
 nur  zu,  wenn  gleichzeitig  die  eingangs  genannte  Einfügung
 in Artikel  1 §  4 Abs.  4 Satz  1 vorgenommen wird.

 Aus  dem  Vorschlag  des  Bundesrates  ergibt  sich  jedoch  die
 Folgeänderung,  in  Artikel  1  §  4  Abs.  4  Satz  1  ÖLG-E  die
 Wörter „unbeschadet des Absatzes  3 Satz  3“ zu streichen.

 Zu Nummer  4  (Artikel  1 §  4 Abs.  5 ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Vorschlag  des  Bundesrates
 ab.

 Die  Bundesregierung  bezweifelt,  dass  die  vom  Bundesrat
 angestrebte  Beschleunigung  des  Verfahrens  durch  die  Ände-
 rung  erreicht  werden  kann.  Vielmehr  besteht  die  Gefahr
 einer  verfassungsrechtlich  bedenklichen  Mischverwaltung,
 weil  die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung
 durch  die  Übernahme  der  Rolle  einer  ermittelnden  Behörde
 in  die  Nähe  des  Vollzugs  der  Vorschriften  auf  dem  Gebiet  des
 ökologischen  Landbaus  gerückt  würde,  für  den  die  Länder
 zuständig sind.

 Nach  der  in  Artikel  1  §  2  Abs.  1  und  2  ÖLG-E  vorgesehenen
 Aufgabenteilung  zwischen  Bund  und  Ländern  ist  die  Bundes-
 anstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  u.  a.  nur  zuständig
 für  die  Zulassung  der  privaten  Kontrollstellen  und  den  Ent-
 zug  der  Zulassung.  Den  nach  Landesrecht  zuständigen  Be-
 hörden  obliegt  dagegen  die  Durchführung  einschließlich  der
 Überwachung  der  Einhaltung  der  Rechtsvorschriften  auf
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dem  Gebiet  des  ökologischen  Landbaus.  Dazu  gehört  insbe-
 sondere  auch  die  Überwachung  der  Tätigkeit  der  privaten
 Kontrollstellen.  Die  bisherige  Regelung  des  §  4  Abs.  3  ÖLG,
 wonach  der  Sitzlandbehörde  bei  der  Ermittlung  und  Bewer-
 tung  von  Tatsachen,  die  den  Entzug  der  Zulassung  einer
 Kontrollstelle  rechtfertigen,  eine  Koordinierungsrolle  zu-
 kommt,  hat  sich  aus  Sicht  der  Bundesregierung  bewährt.  Da-
 bei  bilden  die  Ermittlung  und  Bewertung  der  den  Entzug  der
 Zulassung  begründenden  Tatsachen  die  Schnittstelle  der  Zu-
 ständigkeit  zwischen  Bund  und  Ländern  und  zugleich  das
 Ende  des  Verfahrens  auf  der  Ebene  der  zuständigen  Behör-
 den  der  Länder.  Damit  ist  eine  klare  Aufgabenteilung  herge-
 stellt.  Im  Gegensatz  dazu  müsste  sich  die  Bundesanstalt  für
 Landwirtschaft  und  Ernährung  nach  dem  Änderungsvor-
 schlag  des  Bundesrates  in  das  Verfahren  der  Ermittlung  und
 Bewertung  der  den  Entzug  der  Zulassung  begründenden  Tat-
 sachen  auf  Länderebene  einmischen  und  eigene  Ermittlun-
 gen  anstellen.  Ein  solches  Verfahren  wäre  mit  der  grundge-
 setzlichen  Aufgabenteilung  zwischen  Bund  und  Ländern
 nicht vereinbar.

 Darüber  hinaus  ist  auch  nicht  ersichtlich,  wie  ein  derartiges
 Verfahren  zu  einer  Beschleunigung  der  Verwaltungsabläufe
 beitragen  soll.  Die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Er-
 nährung  müsste  ihrerseits,  sobald  die  Mitteilung  von  Tatsa-
 chen  und  das  Ersuchen  eines  Landes,  ein  Verfahren  zum  Ent-
 zug  der  Zulassung  oder  zur  Aufnahme  oder  Änderung  von
 Auflagen  einzuleiten,  vorliegt,  auf  die  anderen  Länder  und
 insbesondere  die  Sitzlandbehörde  zugehen,  um  das  Bild  über
 die  Tätigkeit  der  betreffenden  Kontrollstelle  abzurunden.
 Die  Aufgabe  einer  Koordinierung  der  Ermittlung  und  Be-
 wertung  der  den  Entzug  der  Zulassung  begründenden  Tatsa-
 chen  würde  insoweit  lediglich  von  der  Sitzlandbehörde  auf
 die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  über-
 tragen,  ohne  dass  es  zu  einer  Einsparung  von  Verfahrens-
 stufen kommen würde.

 Zu Nummer  5  (Artikel  1 §  5 Abs.  1 Satz  1 ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  lehnt  die  vorgeschlagene  Änderung  ab.

 Dem  Vorschlag  des  Bundesrates,  in  Artikel  1  §  5  Abs.  1
 Satz  1  ÖLG-E  das  Wort  „zugelassen“  durch  das  Wort  „be-
 auftragt“  zu  ersetzen,  kann  aus  Rechtsgründen  nicht  entspro-
 chen  werden.  Eine  „Beauftragung“  wird  im  Bundesrecht
 nicht  geregelt,  weil  sie  in  den  Zuständigkeitsbereich  der  Län-
 der  fällt.  Deshalb  ist  auch  eine  Bezugnahme  hierauf  nicht  zu-
 lässig.  Für  den  Anspruch  des  Unternehmers,  in  die  Kontrol-
 len  einbezogen  zu  werden,  muss  nach  Auffassung  der
 Bundesregierung  entsprechend  der  geltenden  Rechtslage  auf
 die  Zulassung  der  Kontrollstelle  abgestellt  werden,  die  durch
 Artikel  1  §  4  Abs.  3  Satz  3  und  4  ÖLG-E  oder,  wenn  diese
 gestrichen  werden,  durch  die  von  der  Bundesregierung  alter-
 nativ  vorgeschlagene  Ergänzung  in  Artikel  1  §  4  Abs.  4
 Satz  1 den landesrechtlichen Regelungen Rechnung trägt.

 Zu Nummer  6  (Artikel  1  §  5  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2  ÖLG-E)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

 Zu Nummer  7  (Artikel  1  §  5  Abs.  2  Satz  2  und  Satz  3
 Nr.  5 – neu –  ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  zu;  jedoch  ist
 zur  Wahrung  eines  einheitlichen  Sprachgebrauches  in  der

 neuen  Nummer  5  des  §  5  Abs.  2  Satz  3  das  Wort  „gemäß“
 durch das Wort „nach“ zu ersetzen.

 Zu Nummer  8  (Artikel  1  §  7  Abs.  1  Satz  2  –  neu  –  und
 Satz 2 ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  hält  eine  entsprechende  Ergänzung
 nicht  für  zulässig  und  lehnt  den  Vorschlag  des  Bundesrates
 daher aus rechtlichen Gründen ab.

 Im  Gemeinschaftsrecht,  besonders  in  den  Artikeln  32  und  33
 der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007,  werden  die  Vorausset-
 zungen  und  die  anzuwendenden  Verfahren  für  die  Einfuhr
 von  ökologischen  Erzeugnissen  aus  Drittländern  abschlie-
 ßend  geregelt.  Die  Europäische  Kommission  bereitet  gegen-
 wärtig  den  Erlass  detaillierter  Durchführungsbestimmungen
 zu  der  genannten  Verordnung  vor,  die  auch  Einzelheiten  zu
 den  Importverfahren,  einschließlich  der  damit  verbundenen
 Bestimmungen  über  die  Vorlage  von  Bescheinigungen  und
 die  Weitergabe  von  Informationen,  beinhalten  werden.  Die
 Verabschiedung  einer  entsprechenden  Verordnung  durch  die
 Kommission  steht  unmittelbar  bevor,  nachdem  der  Entwurf
 einer  solchen  Verordnung  im  Ständigen  Ausschuss  für  den
 ökologischen  Landbau  bereits  die  erforderliche  qualifizierte
 Mehrheit  gefunden  hat.  Eine  Ermächtigung  für  die  Mitglied-
 staaten,  ergänzende  Verfahrensregelungen  zu  treffen,  sieht
 das  bestehende  und  in  Kürze  zu  erwartende  Gemeinschafts-
 recht nicht vor.

 Die  durch  den  Bundesrat  beklagten  Änderungen  bei  den  Be-
 stimmungen  für  den  Import  von  Öko-Produkten  aus  Dritt-
 ländern  sah  der  Rat  bei  der  Verabschiedung  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  als  unumgänglich  an,  um  entsprechenden
 WTO-rechtlichen  Verpflichtungen  nachzukommen.  Die  Än-
 derungen  führen  zu  einer  Vereinfachung  der  durch  die
 Ausfuhrunternehmen  in  Drittländern  bei  der  Einfuhr  in  die
 Gemeinschaft  zu  erfüllenden  verfahrenstechnischen  Voraus-
 setzungen  bei  der  Kategorie  von  Erzeugnissen,  die  den  in  der
 Gemeinschaft  geltenden  Produktionsvorschriften  genügt.
 Eine  Ergänzung  des  Regierungsentwurfs  in  dem  durch  den
 Bundesrat  vorgeschlagenen  Sinne  würde  die  Bestimmungen
 insoweit  nicht  nur  gemeinschaftsrechtlich,  sondern  auch
 WTO-rechtlich angreifbar machen.

 Zu Nummer  9  (Artikel  1 §  8 Abs.  2 Satz  3 – neu –
 ÖLG-E)

 Die Bundesregierung kann dem Vorschlag zustimmen.

 Die  sachgerechte  Lagerung  und  Aufbewahrung  der  Zweit-
 probe  ist  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  im  ureigens-
 ten  Interesse  des  betroffenen  Unternehmens,  das  diese
 Zweitprobe  bei  Bedarf  als  Beweismittel  heranziehen  möch-
 te.  Gegebenenfalls  belastende  Folgen  einer  unsachgemäßen
 Lagerung  und  Aufbewahrung  der  Zweitprobe  müsste  das
 Unternehmen  selbst  tragen.  Insoweit  kommt  die  durch  den
 Bundesrat  vorgeschlagene  Ergänzung  einer  Verpflichtung
 für  das  betroffene  Unternehmen  nahe,  nicht  gegen  seine
 eigenen  Interessen  zu  handeln.  Auch  wenn  die  Bundesregie-
 rung  insoweit  keine  zwingende  Regelungsnotwendigkeit  er-
 kennt, kann sie dem Vorschlag des Bundesrates folgen.
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Zu Nummer  10  (zu  Artikel  1  §  13  Abs.  2  Nr.  7  –  neu  –
 ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  lehnt  den  Vorschlag  des  Bundesrates
 aus rechtlichen Gründen ab.

 Eine  Bußgeldbewehrung  des  Artikels  29  Abs.  1  und  3  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007  ist  bereits  unter  dem  Ge-
 sichtspunkt  der  Erforderlichkeit  zweifelhaft.  Hierbei  ist  zu
 berücksichtigen,  dass  Artikel  29  Abs.  3  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  834/2007  lediglich  Formvorschriften  umschreibt,
 die üblicherweise keiner Bewehrung bedürfen. Zudem wen-
 det  sich  Artikel  29  Abs.  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/
 2007  –  soweit  er  für  eine  Bewehrung  vorgesehen  ist  –  an
 Kontrollstellen  nach  Artikel  27  Abs.  4,  die  einer  behörd-
 lichen  Überwachung  unterliegen  und  daher  grundsätzlich
 nicht  mit  Bußgeldvorschriften,  sondern  mit  den  Mitteln  der
 Überwachung  zur  Einhaltung  des  geltenden  Rechts  anzuhal-
 ten sind.

 Die  vorgesehene  Bußgeldbewehrung  scheitert  jedenfalls  an
 der  nicht  hinreichenden  Bestimmtheit  des  Artikels  29  Abs.  1
 und  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  834/2007.  Um  diese  Anfor-
 derung  zu  erfüllen,  müsste  in  Artikel  29  Abs.  1  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  834/2007  der  Zeitpunkt  normiert  sein,  zu  dem
 die  Bescheinigung  auszustellen  ist.  Da  eine  derartige  Anga-
 be  zum  Handlungszeitpunkt  aber  fehlt,  kann  eine  Bußgeld-
 bewehrung  mangels  Bestimmtheit  nicht  in  Erwägung  gezo-
 gen werden.

 Zu Nummer  11  (Artikel  1 §  13 Abs.  3 Nr.  5 ÖLG-E)

 Die  Bundesregierung  kann  dem  Vorschlag  grundsätzlich  zu-
 stimmen.

 Der  Bundesregierung  liegen  zwar  keine  Erkenntnisse  da-
 rüber  vor,  dass  hier  eine  Rechtslücke  besteht,  die  rechts-
 systematisch  geschlossen  werden  müsste.  Dies  wird  vom
 Bundesrat  offenbar  anders  beurteilt.  Insoweit  möchte  sich
 die  Bundesregierung  dem  Ergänzungsvorschlag  nicht  ver-
 schließen.

 Um  den  Vorschlag  umzusetzen,  ist  es  jedoch  erforderlich,  in
 §  8  Abs.  3  nach  den  Wörtern  „zu  dulden“  das  Komma  durch
 die  Wörter  „und  auf  Verlangen“  zu  ersetzen,  um  eine  hinrei-
 chende  Bestimmtheit  dieser  Norm  im  Hinblick  auf  den
 Handlungszeitpunkt  zu  gewährleisten.  Im  Anschluss  ist  die
 Bußgeldvorschrift  des  §  13  Abs.  3  Nr.  5  zur  Anpassung  an
 die  heute  übliche  Rechtsetzungstechnik  im  Nebenstrafrecht
 wie folgt zu fassen:

 „5.  entgegen  §  8  Abs.  3  eine  Maßnahme  nicht  duldet,  ein
 Erzeugnis  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  rechtzeitig  dar-
 legt,  die  erforderliche  Hilfe  nicht  oder  nicht  rechtzeitig
 leistet  oder  eine  Unterlage  nicht  oder  nicht  rechtzeitig
 vorlegt.“
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